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1. Vorbemerkung

Die Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik der 
Friedrich-Ebert-Stiftung verknüpft Analyse und 
Diskursgestaltung an der Schnittstelle von Wis-
senschaft, Politik, Praxis und Öffentlichkeit. Da-
bei streben wir eine Gesellschaft an, in der die 
Lebensqualität in Form von Wohlstand sowie ge-
sellschaftlicher, politischer und wirtschaftlicher 
Teilhabe zwischen den Menschen angeglichen 
wird, gesichert ist und wächst. Als Leitbild des 
 sozialen Wandels dient uns das Modell der so-
zialen Demokratie und die Verwirklichung von 
sozialer Gerechtigkeit. 

Die Wahlbeteiligung sinkt, Parteien und Ge-
werkschaften verlieren Mitglieder und „Politik-
verdruss“ breitet sich durch weite Kreise der Ge-
sellschaft bis in die Mittelschichten aus. Die Zahl 
derjenigen, die ihre Interessen durch Parteien 
oder Gewerkschaften nicht mehr vertreten sehen, 
wächst. Gleichzeitig fl oriert das gesellschaftliche 
Engagement in Deutschland. Viele Bürger sind 
bereit, in Sportvereinen, Bürgerinitiativen, Kir-
chen, Reli gionsgemeinschaften und sonstigen 
 zivilgesellschaftlichen Organisationen mitzuar-
beiten und sich für die Verbesserung der Lebens-
verhältnisse einzusetzen. Von einem generellen 
Rückzug ins „Private“ und einem Desinteresse an 
politischen und gesellschaftlichen Verhältnissen 
kann also nicht gesprochen werden.

Serge Embacher analysiert in seinem Gut-
achten Ursachen für diese Entwicklung. Er macht 
innerparteiliche Demokratiedefi zite für die zu-
nehmende Entfremdung von Bürgern und Politik 
verantwortlich. Nicht mehr das gemeinsame Rin-
gen und der Austausch rationaler Argumente be-

stimmen die Entscheidungsfi ndung, sondern es 
herrscht eine Kultur der Mehrheitsbeschaffung, 
die durch Taktik und Verfahrensfragen gesteuert 
wird. Auch der Schwenk hin zu neoliberalen Poli-
tikkonzepten schreckt Bürgerinnen und Bürger 
ab, die dem Wert der „Sozialen Gerechtigkeit“ 
eine hohe Priorität einräumen. Die Durchsetzung 
neoliberaler Wirtschaftskonzepte verringert auch 
die Organisationsmacht und Konfl iktfähigkeit 
der Gewerkschaften. Die Zunahme von prekären 
Beschäftigungsverhältnissen macht es z.B. schwie-
riger als früher, die Interessen der Beschäftigten 
zu bündeln. 

Nicht mehr „Geschlossenheit“ und „Füh-
rung“ ist für ihn ein Weg aus der Krise der Orga-
nisationen. Er fordert stattdessen mehr Partizi-
pation, eine offene Diskussionskultur und eine 
Demokratisierung aller Lebensbereiche.

Neben dieser Expertise beleuchten zwei wei-
tere von der Abteilung Wirtschafts- und Sozial-
politik herausgegebene Gutachten den sozialen 
Wandel aus anderen Blickwinkeln. Rainer Geißler 
analysiert neuere Entwicklungen der Sozialstruk-
tur Deutschlands. Frank Nullmeier kritisiert neo-
liberale Menschen- und Gesellschaftsbilder und 
leitet daraus Konsequenzen für ein neues Ver-
ständnis von sozialer Gerechtigkeit ab.

Die drei Expertisen sollen die Diskussionen, 
wie in einer sozialen Demokratie soziale Gerech-
tigkeit verwirklicht werden kann, anregen. 

Günther Schultze
Referent der Abteilung Wirtschafts- und 
Sozialpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung
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Einleitung

Gutachten und Expertisen bilden eine Textsorte, 
die von Haus aus dem konstruktiven Diskurs ver-
pfl ichtet ist. Einer Darstellung dessen, was der 
Fall ist, folgt in der Regel eine Analyse oder Inter-
pretation des Beschriebenen nebst einem Katalog 
von mehr oder weniger aussichtsreichen oder re-
alistischen Handlungsempfehlungen. Auch das 
vorliegende Gutachten zu Demokratisierungs-
potenzialen in politischen Parteien und Gewerk-
schaften folgt am Ende treu dieser Logik. Doch 
sei vorab eine Bemerkung in de(kon)struktiver 
Hinsicht gestattet – dies nicht, weil der Autor 
 einen pessimistischen Blick auf die Welt pfl egen 
würde, sondern einfach deshalb, weil der zu be-
gutachtende Gegenstand, also die innere Ver-
fasstheit vor allem der Parteien, allen Anlass zur 
Sorge um die Zukunft des demokratischen Ge-
meinwesens gibt.

Der Zustand der Parteien, so wie wir sie heu-
te kennen, bietet nämlich derzeit wenig Anlass 
zur Hoffnung auf das, was mit dem Titel des vor-
liegenden Textes benannt wird: Demokratische 
Beteiligungsprozesse initiieren, solidarisches Den-
ken und Handeln fördern, darauf käme es an, um 
zu neuen strategischen und demokratischen Optio-
nen in Parteien und Gewerkschaften zu gelangen. 
Doch ist davon derzeit wenig zu sehen. Die poli-
tischen Parteien verstehen sich an ihren Spitzen 
als Machtmaschinen, die auf Professionalisierung 
ihrer PR-Apparate und Organisationsabläufe, 
nicht aber auf die dringend notwendige Öffnung 
zu gesellschaftlich relevanten Diskursen hin-
arbeiten. Ihr Ziel besteht nicht in der Entwick-

lung von ideologisch-politischen Positionen1, die 
man dann mit Hilfe demokratisch errungener 
Macht2 in Parlament und Regierung durchsetzen 
könnte, sondern im Ausloten von bloßen Macht-
optionen. In dieser Perspektive steht nicht die 
Frage nach politischen Zielen im Vordergrund, 
sondern wie und welche stabilen Regierungen in 
einem häufi g so genannten „Fünf-Parteien-Sys-
tem“ (Wo wäre hier System zu erkennen?) mög-
lich sind. Die häufi g geäußerte Ansicht, im Parla-
ment müssten alle demokratischen Parteien zu 
Koalitionen untereinander in der Lage sein, ist – 
abgesehen von ihrer Banalität – nicht viel mehr 
als die rhetorische Ummantelung des Versuchs, 
jegliche Festlegung auf verbindliche Ziele im Vor-
feld von Wahlen zu vermeiden – Ziele, an denen 
man sich messen lassen und die man dann sinn-
voll mit der Machtfrage verbinden könnte.

Dieses im Politikbetrieb sehr dominante 
Denken in Machtkategorien („Opposition ist 
Mist“) ist für die Demokratie auf Dauer gefähr-
lich, weil sie dabei zur bloßen Mehrheitsregel 
 verkommt. „Hauptsache, wir haben die Mehrheit 
und Entscheidungen kommen formal einwand-
frei zustande“, lautet die Devise. Welchen Inhalts 
diese sind, wird zweitrangig und ist höchstens 
noch ein Problem bei der Legitimationsbeschaf-
fung. Weiter könnte sich die real existierende 
 Demokratie kaum vom demokratischen Ethos 
des Egalitären entfernen. Dabei bildeten die For-
derungen nach Freiheit, Gleichheit und Solidari-
tät nicht von ungefähr das Gründungsmoment 
für Republik und Demokratie, ist doch mit ihnen 

1 Mit „ideologisch-politischen Positionen“ sind hier nicht Ideologien im pejorativen Sinne starrer dogmatischer Denkgebäude gemeint, 
sondern so etwas wie konsistente politische Positionen auf der Basis nachvollziehbarer weltanschaulicher Axiome.

2 Beim Begriff der Macht ist hier und im Folgenden nicht an begriffl iche Konnotationen Max Weberscher Provenienz gedacht, wo – theo-
retisch anspruchsvoll – unter Macht „jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den eignen Willen auch gegen Widerstreben 
durchzusetzen, gleichviel, worauf diese Chance beruht“, verstanden wird (Weber 1922: 28). Beim Machtanspruch der politischen Partei-
en geht es vor allem (nicht ausschließlich) darum, die Regierung zu stellen und – aus der Perspektive der handelnden Personen – darum, 
im Rampenlicht der öffentlichen Aufmerksamkeit zu stehen. Ob dabei ein identifi zierbarer „eigner Wille“ sichtbar wird, scheint 
zweitrangig.
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Demokratie unwiderrufl ich als ein Projekt be-
schrieben, bei dem es – nach wie vor und unver-
ändert – um die Etablierung einer gerechten und 
fairen Gesellschaft geht. Erst eine faire und ge-
rechte Gesellschaft böte die Chance auf Realisie-
rung von Freiheit, das ist der programmatische 
Auftrag, dem sich im Grunde bis heute alle demo-
kratischen Parteien verschrieben haben.

Aber Hand aufs Herz! Niemand glaubt den 
Parteien in ihrem gegenwärtigen Zustand, dass 
sie an der Verwirklichung dieser Ideale noch 
ernsthaft interessiert wären, geschweige denn da-
ran arbeiten würden? Statt Grundsatzdebatten 
und programmatischer Neuausrichtung demons-
trieren sie „institutionell verhärtete Lernunfähig-
keit“ (Münkler 2010: 67), und derzeit ist kaum zu 
sehen, wie sie aus dieser – teils selbstverschulde-
ten, teils systemisch induzierten – Situation wie-
der herauskommen sollen.

Mit der Erinnerung an die Idee der Republik 
im Zusammenhang mit den Parteien soll keines-
wegs einer irrealen Überhöhung demokratischer 
Ideale das Wort geredet werden. Vielmehr geht es 
darum, die Parteien normativ an den Ursprung 
ihrer Daseinsberechtigung zu rücken – sie sind 
die zentralen Akteure der repräsentativen Demo-
kratie und tragen daher wesentlich Verantwor-
tung für den Zustand der politischen Kultur. 
 Demokratie ist die bessere und gerechtere Staats- 
und Gesellschaftsform, deshalb ist sie erstrebens-
wert und alternativlos – und deshalb (nicht weil 
jemand nach „Machtoptionen“ Ausschau hält) 
ist es Aufgabe politischer Parteien, „bei der politi-
schen Willensbildung des Volkes“ (Art. 21,1 GG) 
mitzuwirken. Für das demokratische Gemeinwe-
sen ist es unabdingbar, an der Grundidee der Re-
publik und der damit verbundenen Idee sozialer 
Bürgerrechte festzuhalten, weil ohne diese Grund-
vereinbarung menschlichem Leid Tür und Tor 
geöffnet würde.

Vor diesem Hintergrund der Unausweich-
lichkeit von Normativität wird es im Folgenden 
darum gehen, die Demokratiepotenziale von 
poli tischen Parteien und Gewerkschaften zu ver-
messen. Zur Idee der sozialen Demokratie in einer 
freiheitlichen Gesellschaft gibt es keine lebbare 
Alternative. Daher wiegt der gegenwärtige Zu-
stand der Krise umso schwerer und verdient un-
sere volle Aufmerksamkeit.

Übersicht

Die Untersuchung ist so aufgebaut, dass zunächst 
der Zustand der Demokratie in Deutschland (1.1.) 
und die Wandlungstendenzen des gesellschaftli-
chen Engagements (1.2.) skizziert werden, um da-
ran anschließend die (eigentliche) Rolle von Par-
teien und Gewerkschaften für gesellschaftliche 
Integration und das demokratische Gemein wesen 
zu beschreiben (1.3.). Darauf basiert die leitende 
Hypothese des Textes, dass die Krise der Parteien 
und Gewerkschaften nicht durch Stärke und Ge-
schlossenheit, sondern nur durch einen Demo-
kratisierungsschub überwunden werden kann. 
(2.). Das kontrastiert mit der Darstellung der ak-
tuellen Lage von Parteien und Gewerkschaften. 
Um beide ist es heute nicht zum Besten bestellt 
(3.1.1. und 3.2.1.), wenngleich sie – wie ein ge-
nauerer Blick zeigt, dringend benötigt werden 
und wichtige Funktionen für die Demokratie er-
füllen (müssten) (3.1.2. und 3.2.2.). Eine Rekons-
truktion des ursprünglichen normativen Gedan-
kens der Demokratie und eine darauf aufbauen-
de Darstellung des Leitbilds deliberativer Demo-
kratie (4.) bereitet dann den Schluss der Untersu-
chung vor, in dem neue strategische Optionen für 
Parteien und Gewerkschaften als Quintessenz aus 
dem bis dahin Gesagten beschrieben werden (5.).



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

1.  Demokratie und gesellschaftliches Engagement in Deutschland

„Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebt von 
Voraussetzungen, die er selbst nicht garantieren 
kann. Das ist das große Wagnis, das er, um der 
Freiheit willen, eingegangen ist. Als freiheitlicher 
Staat kann er einerseits nur bestehen, wenn sich 
die Freiheit, die er seinen Bürgern gewährt, von 
innen her, aus der moralischen Substanz des 
 Einzelnen und der Homogenität der Gesellschaft, 
reguliert. Andererseits kann er diese inneren Re-
gulierungskräfte nicht von sich aus, das heißt, 
mit den Mitteln des Rechtszwanges und autorita-
tiven Gebots zu garantieren versuchen, ohne sei-
ne Freiheitlichkeit aufzugeben ...“ (Böckenförde 
1976: 60).

Was der frühere Richter am Bundesverfas-
sungsgericht Ernst-Wolfgang Böckenförde vor 
fast 35 Jahren präzise auf den Punkt brachte, gilt 
heute unter veränderten Vorzeichen fort: Die 
freiheit lich-demokratische Grundordnung kann 
nicht aus sich selbst heraus bestehen. Sie ist ange-
wiesen auf ein staatsbürgerliches Bewusstsein von 
Bürgerinnen und Bürgern, die sich als Teil eines 
Gemeinwesens verstehen und – zumindest punk-
tuell oder okkasionell – aus freien Stü cken bereit 
sind, dafür Verantwortung zu übernehmen. Es ist 
die „moralische Substanz des Einzelnen“, die in 
ausreichender Menge vorhanden sein muss, da-
mit ein Gemeinwesen funktionieren kann.

Dazu bedarf es anspruchsvoller Sozialisa-
tionsprozesse, eines guten Bildungssystems und 
stabiler sozialer Verhältnisse. Unter den Bedin-
gungen zunehmender gesellschaftlicher Hetero-
genität und einer um sich greifenden tendenziel-
len Kommodifi zierung aller Lebensbereiche wer-
den diese Voraussetzungen – wenngleich sie in 

Deutschland grosso modo nach wie vor gegeben 
sind – tendenziell brüchig. Die soziale Spaltung 
in Haben und Sein auf der einen und soziale Not 
auf der anderen Seite vertieft sich, das Bildungs-
system produziert entgegen aller Reformversuche 
und Erwartungen nach wie vor in erheblichem 
Maße „Verlierer“ und Chancenlose, die Familie 
als zentrale Sozialisationsinstanz ist in Zeiten der 
„Patchwork-Familie“ und zunehmender elterli-
cher Orientierungslosigkeit angesichts einer im 
wahrsten Sinne des Wortes unfassbaren Optio-
nenvielfalt unter Druck geraten.

Während es unter diesen Bedingungen, die 
sich freilich noch wesentlich komplexer dar-
stellen ließen, zunehmend schwierig erscheint, 
einen sozialen Konsens über die wichtigsten Vor-
aussetzungen für gesellschaftlichen Zusammen-
halt (soziale Sicherheit, Gesundheitswesen, öf-
fentliche Daseinsvorsorge usw.) zu erzielen, 
kommt dem gesellschaftlichen Engagement – 
also im Sinne Böckenfördes die Bereitschaft von 
Menschen, „moralische Substanz“ zu zeigen – 
heute eine gesteigerte Bedeutung zu. Längst 
schon engagieren sich zahlreiche Menschen frei-
willig und unentgeltlich dort, wo staatliches 
 Handeln nicht oder nicht mehr hinreicht. Dass 
sich heute etwa 23 Millionen Menschen bürger-
schaftlich engagieren, ist zwar ein Ausweis für das 
Vorhandensein jener „moralischen Substanz“, 
 jedoch für sich noch keine Garantie für gesell-
schaftlichen Zusammenhalt. Damit bürgerschaft-
liches Engagement tatsächlich in ein geglücktes 
Komplementärverhältnis zu demokratischer 
 Politik gelangen kann, bedarf es geeigneter politi-
scher Rahmenbedingungen einerseits3, anderer-

3 Die Bundesregierung versucht sich derzeit mit Hilfe des Bundesnetzwerks Bürgerschaftliches Engagement (www.b-b-e.de) an der Ent-
wicklung einer nationalen Engagementstrategie und misst damit dem bürgerschaftlichen Engagement eine zunehmende Bedeutung bei. 
Es bleibt abzuwarten, ob und wie sich diese Bemühungen tatsächlich in verbesserten Rahmenbedingungen für gesellschaftliches Enga-
gement in Deutschland niederschlagen werden.

6
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seits kommt den gesellschaftlichen Massenorga-
nisationen wie Parteien und Gewerkschaften hier 
eine zentrale Rolle zu. Zumindest für politische 
Parteien gilt nämlich, dass sie eine wichtige Schar-
nierfunktion für die Verbindung von Staat und 
Gesellschaft innehaben (s. u.). In Zeiten zuneh-
menden Politikverdrusses in Deutschland wird 
die Bedeutung dieser Scharnierfunktion größer, 
gleichviel wie defi zitär sie möglicherweise aktuell 
ausgefüllt wird.

Vor diesem Hintergrund werden im folgen-
den Abschnitt zunächst Grundzüge der gegen-
wärtigen Demokratiedistanz in Deutschland be-
schrieben, dies vor allem, um das Gefahrenpoten-
zial für die auf „moralische Substanz“ angewiese-
ne freiheitliche Ordnung aufzuzeigen (1.1.). 
Parteien und Gewerkschaften kommt gerade in 
Zeiten des Politikfrusts und anti-demokratischer 
Affekte eine enorme Verantwortung für gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zu. Sie wären die-
jenigen, die den Symptomen von Demokratie-
skepsis und Politikdistanz etwas entgegensetzen 
müssten – und auch entgegenzusetzen hätten. Sie 
wären diejenigen, die der grassierenden „hoch-
politischen Politikverleugnung“ (Ludwig Beck) 
nicht nur junger Leute neue attraktive und vor 
allem normativ relevante Angebote entgegenset-
zen müssten. Tatsächlich stehen sie jedoch vor 
der bis heute ungelösten Frage, wie sich gesell-
schaftliches Engagement wieder neu in Groß-
organisationen einbeziehen ließe. Um dieser Fra-
ge näher zu kommen, soll in einem kurzen Über-
blick das veränderte bürgerschaftliche Bewusstsein 
vieler Engagierter beschrieben werden – Engagier-
te, die sich von Großorganisationen vom Typus 
Partei oder Gewerkschaften ab- und verstärkt an-
deren Engagementformen zuwenden (1.2.). Von 
dort ist es dann ein weiterer Schritt, die Rolle und 
Funktion von Parteien und Gewerkschaften für 
demokratische Prozesse idealtypisch zu rekonst-
ruieren (1.3.). Das wird die Voraussetzung für die 
folgende Analyse schaffen, insbesondere dafür, 
den Blick auf die tatsächliche aktuelle Verfasst-
heit von Parteien und Gewerkschaften zu lenken.

1.1. Politikskepsis und 
 Demokratieverdruss

Demokratie ist kein Wert an sich. Wer Demokra-
tie lediglich als Entscheidungsverfahren oder als 
Kampf um Mehrheiten versteht, zerstört mit die-
sem instrumentellen Verständnis auf Dauer das 
entscheidende Wesensmerkmal der Demokratie 
als ein egalitäres Projekt. Ihr tieferer Sinn ergibt 
sich aus der Idee, dass kein Mensch gegenüber 
anderen privilegiert sein darf. Sie ist damit im 
Kern mit der Vorstellung einer gerechten Gesell-
schaft und sozialer Bürgerrechte verknüpft. Das 
heißt zugleich, Demokratie kann sinnvollerweise 
nur als soziale Demokratie verstanden werden. 
Und genau so ist sie auch – wenigstens in Deutsch-
land – im Bewusstsein der überwiegenden Mehr-
heit der Menschen platziert.4

Zahlen zum Demokratieverdruss

So halten es einer repräsentativen Untersuchung 
im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung zufolge5 
zum Beispiel 99 Prozent aller Befragten für wich-
tig oder sehr wichtig, dass es sozial gerecht zu-
geht; 97 Prozent sind der Auffassung, dass Chan-
cengleichheit wichtig bzw. sehr wichtig ist (Em-
bacher 2009: 61). Fragt man dieselben Menschen 
jedoch danach, ob sie diese Grundwerte sozialer 
Demokratie auch tatsächlich als in der Gesell-
schaft realisiert ansehen, treten große Differen-
zen zutage. Nur zwölf Prozent sind voll und ganz 
der Auffassung, dass es tatsächlich sozial gerecht 
zugeht, und nur neun Prozent halten Chancen-
gleichheit voll und ganz für gegeben (ebd., 63).

Der Zustand der Demokratie in Deutschland 
ist derzeit gekennzeichnet von einer starken Dis-
krepanz zwischen dem Vertrauen in demokrati-
sche Grundwerte wie Gerechtigkeit, Fairness, 
 Toleranz und Freiheit einerseits und einem star-
ken Misstrauen gegenüber der real existierenden 
Parteiendemokratie und ihren Protagonisten. Das 
zeigt sich besonders deutlich an der Wahlbeteili-
gung. An der letzten Bundestagswahl am 27. Sep-

4 Vgl. dazu auch Lippl 2008.
5 Vgl. zum Folgenden Embacher 2009.



Friedrich-Ebert-Stiftung

8

WISO
Diskurs

tember 2009 beteiligten sich nur 70,8 Prozent al-
ler Wahlberechtigten und damit so wenig wie 
noch nie in der Geschichte der Bundesrepublik. 
Wenn über ein Viertel der wahlberechtigten Deut-
schen (ca. 18 Mio. Menschen) sich wahlabstinent 
zeigt, dann lohnt ein genauer Blick auf Motive 
und Hintergründe. Denn es sind ja nicht nur die 
sozial Benachteiligten, die eine zunehmende 
 Politikdistanz entwickeln und denen man nach-
sagen könnte, dass sie aufgrund ihrer materiellen 
Benachteiligung keinen „Nutzen“ in der Demo-
kratie erkennen können. Vielmehr zieht sich der 
Verdruss durch weite Kreise der Gesellschaft bis 
in die Mittelschicht hinein.

Eine zentrale Ursache für diesen Verdruss 
liegt in einer mittlerweile weit verbreiteten Angst 
vor sozialem Abstieg, der durch die Sozialstaats- 
und Arbeitsmarktreformen im Zuge der so ge-
nannten „Agenda 2010“ in der Lebenswirklich-
keit vieler Menschen ein gutes Stück näher ge-
rückt ist.6 So sehen 19 Prozent der Menschen ihr 
Leben nicht in sicheren Bahnen verlaufen (ebd.: 
34). 16 Prozent machen sich große Sorgen um 
ihre materielle Zukunft, 53 Prozent machen sich 
zumindest gelegentlich Sorgen. Zieht man die 
letzten beiden Werte zusammen, ergibt das einen 
Anteil von 69 Prozent aller Deutschen, denen der 
Gedanke an sozialen Abstieg und Verlust der ma-
teriellen Sicherheit nicht fremd ist (ebd.: 35). Die-
se Zahl belegt eindrucksvoll, dass der jahrzehnte-
lang zur mentalen Grundausstattung in Deutsch-
land gehörende Zusammenhang von wirtschaft-
lichem Wachstum und individuellem Wohlstand 
zerfallen ist. Während das Bruttoinlandsprodukt 
tendenziell immer weiter steigt und dies auch für 
vergleichsweise wenige Menschen erhebliche 

Vermögenszuwächse nach sich zieht, stagnieren 
oder fallen die Reallöhne von abhängig Beschäf-
tigten seit nunmehr fast einem Jahrzehnt.7 Die 
Anzahl der prekären Beschäftigungs- und Leihar-
beitsverhältnisse steigt an, und die Situation ist 
bei vielen durch eine Art „prekäre Stabilität“ ge-
kennzeichnet ( zur Prekarität vgl. Bourdieu 1998 
und Sennett 1998).

Die angebotsorientierte Wirtschafts- und Ar-
beitsmarktpolitik der letzten 15 bis 20 Jahre trug 
und trägt immer noch dazu bei, dass die beschrie-
bene Angst vor sozialem Abstieg weiter steigt. 
Und es liegt in der Konsequenz dieser Entwick-
lung, dass 57 Prozent aller Deutschen die Refor-
men im Zusammenhang mit der „Agenda 2010“ 
rückgängig gemacht oder ausgesetzt sehen wol-
len (vgl. Embacher 2009: 57). Die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts (vgl. Fn. 6) verleiht 
diesem mehrheitlichen Ansinnen eine nicht von 
der Hand zu weisende Realitätstauglichkeit.

Die Einstellungen zur real existierenden De-
mokratie hängen eng mit der Einschätzung des 
Zustands der sozialen Demokratie zusammen. 
Wenn sich allgemein der Eindruck festigt, dass 
Demokratie seitens der „offi ziellen“ Politik nicht 
mehr als soziale Demokratie interpretiert und zu-
nehmend unter das Primat der Ökonomie gestellt 
wird, wendet sich das Wahlvolk langsam, aber 
 sicher vom demokratischen Prozess ab. Ohne so-
ziale Gerechtigkeit sinkt das Vertrauen in die De-
mokratie.

So sagen mittlerweile 37 Prozent aller Deut-
schen, dass die Demokratie weniger gut oder 
schlecht funktioniert, in Ostdeutschland sind so-
gar 61 Prozent dieser Auffassung (Embacher 2009:  
67f.). Und 32 Prozent glauben nicht, dass sich die 

6 Während man früher, unverschuldet durch Arbeitslosigkeit in soziale Not geraten, für drei Jahre Arbeitslosengeld in Höhe von etwa 2/3 
des letzten Nettoeinkommens erhielt, rutscht man (mit Ausnahmen bei Älteren) nunmehr nach einem Jahr in die Kategorie der „Hartz-
IV-Empfänger“ (Leistungen nach SGB II: Regelsatz von 359 Euro pro Monat + Kosten für Unterkunft und Heizung bis zu einer „angemes-
senen“ Höhe) und steht dann, egal wie viele Jahre man vorher die sozialen Sicherungssysteme durch Beiträge mitfi nanziert hat, auf der 
selben Stufe wie Menschen, die noch nie gearbeitet haben. (Mittlerweile gibt es für Empfänger von Arbeitslosengeld I eine Abfederung, 
die den Abstieg auf Hartz-IV-Niveau verlangsamt, die jedoch durch das Haushaltsgesetz 2011 und die darin festgeschriebenen Einspa-
rungen im Bundeshaushalt wieder abgeschafft werden soll.) Davon abgesehen ist man gehalten, vor dem Bezug von Sozialleistungen 
sein (für die Altersversorgung) angespartes Geldvermögen – so vorhanden – bis auf einen relativ geringen Freibetrag aufzubrauchen. 
Letzteres befördert vor allem die Angst vor Armut im Alter. – Das Bundesverfassungsgericht hat in einem Urteil vom 9. Februar 2010 
festgestellt, dass die Ermittlung der Regelsätze nach SGB II nicht dem aus Art. 1 und 20 des Grundgesetzes abgeleiteten Anspruch auf 
Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums genügt und der Bundesregierung bzw. dem Gesetzgeber aufgetragen, bis 
zum 1. Januar 2011 eine verfassungskonforme Neuregelung zu erlassen. Es bleibt abzuwarten, wie diese Entwicklung sich auf das soziale 
Sicherheitsempfi nden auswirkt.

7 Vgl. Böckler-Impuls, Nr. 14/2008 (http://www.boeckler.de/pdf/impuls_2008_14_gesamt.pdf).
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gesellschaftlichen Probleme der Gegenwart mit 
Hilfe demokratischer Entscheidungen lösen las-
sen (ebd.: 69). Die Untersuchung, aus der diese 
Zahlen stammen, wurde im Vorfeld der letzten 
Bundestagswahl durchgeführt, und ihre Ergeb-
nisse decken sich erstaunlich genau mit der sich 
in der tatsächlichen Wahlbeteiligung zeigenden 
Demokratiedistanz. Demokratiedistanz bedeutet 
dabei (meistens) nicht ein Abgleiten in ex-
tremistische Denkmuster oder Heilslehren. Viel-
mehr handelt es sich bei den umrissenen Phäno-
menen um Symptome einer aufgeklärten Ratlo-
sigkeit, die auf Dauer der demokratischen Gesell-
schaftsordnung schadet. Ohne das grundsätzliche 
Vertrauen in die demokratische Ordnung kann 
diese auf Dauer nicht bestehen.

Postdemokratie

Nun sind die geschilderten Phänomene von De-
mokratiedistanz und Politikverdruss bekanntlich 
keineswegs naturwüchsig. Vielmehr stellen sie 
die Folge einer massiven Selbstdepotenzierung 
von Politik in den letzten Jahren dar. Zahlreiche 
politische Entscheidungen in den letzten beiden 
Jahrzehnten haben dazu geführt, dass der Staat 
sich selbst Möglichkeiten des regulierenden Ein-
griffs in das gesellschaftliche Geschehen entzo-
gen hat.8 Das zieht die faktische Ohnmacht der 
politischen Akteure in vielen Problemfeldern 
nach sich. Wo sichtbar wird, dass die Politik han-
deln müsste, dies aber nicht mehr kann, steigern 
sich Demokratiedistanz und Politikverdruss.

In der letzten Zeit hat sich in der gesellschafts-
theoretischen Debatte für diesen Zustand der Be-
griff der Postdemokratie herausgebildet.9 Der Be-
griff Postdemokratie basiert auf einer einfachen 
Beobachtung: Während die Verfahren der Demo-
kratie einwandfrei funktionieren, gerät ihr tiefe-
rer Sinn aus dem Blick. Das System von Politik 
und Verwaltung läuft normal, während die De-
mokratie als Projekt der Aufklärung, der Vernunft 

und der demokratischen Emphase zunehmend in 
den Hintergrund gerät, was sich darin zeigt, dass 
zunehmend Beschlüsse gefasst werden, die zwar 
korrekt zustande gekommen sind, die aber nicht 
mehr den Mehrheitswillen in der Bevölkerung 
zum Ausdruck bringen.

Dagegen – das heißt im Bewusstsein der meis-
ten Menschen – steht die unumstößliche und ei-
gentlich ja auch fast banale Intuition, dass in der 
repräsentativen Demokratie die politischen Re-
präsentanten die Vorstellungen der Repräsentier-
ten vertreten (sollten) – jene Repräsentierten, die 
ihnen durch ihre Stimmen zu Amt und Mandat 
verholfen haben. Natürlich kommt und kam es 
immer schon vor, dass Regierungen unpopuläre 
Entscheidungen zulasten derer treffen müssen, 
auf deren Stimmen sich ihr Mandat stützt. Doch 
war in den letzten Jahren vermehrt zu beobach-
ten, dass zentrale politische Entscheidungen ge-
gen die Mehrheit der Bevölkerung getroffen wur-
den. Die Privatisierung der Bahn, die Agenda- 
Reformen, die Rente mit 67 oder auch der Afgha-
nistan-Einsatz der Bundeswehr: Bei jedem dieser 
Themen besteht eine konstante und eindeutig 
ablehnende Haltung bei der Mehrheit des Wahl-
volks. Gleichwohl fi nden sich immer wieder par-
lamentarische Mehrheiten dafür. In der über viele 
Jahre angehäuften Enttäuschung über politische 
Entscheidungen gegen die Mehrheit der Bevölke-
rung dürfte eine der zentralen Ursachen für Wahl-
abstinenz und Demokratieskepsis liegen.

Zahlreiche Frustrierte, Enttäuschte (und auch 
Gelangweilte) wenden sich ab, wenn sie solche 
Entwicklungen mit einem Gefühl der Ohnmacht 
(im Wortsinne) mitverfolgen müssen. Die Verant-
wortung für die wachsende Demokratieskepsis 
muss nicht bei den Politikabstinenten, sondern 
im politischen System selbst gesucht werden. 
Gravierende Fehlentwicklungen im politischen 
Mainstream der letzten 20 Jahre haben in die ver-
fahrene Situation der Gegenwart geführt: Der zu-
nehmenden Anballung ökonomischer Macht 

8 Einmal privatisierte Verkehrssysteme und Wasserbetriebe lassen sich nicht mehr ohne Weiteres durch staatliche Eingriffe lenken, und 
hochriskante und für die weltweite Krise mitverantwortliche Finanztransaktionsinstrumente wie Hedge-Fonds und Leerverkäufe wurden 
im Namen der Standortattraktivität zugelassen und können nun nicht mehr hinreichend reguliert werden.

9 Zur Diskussion über das Phänomen Postdemokratie vgl. u. a. Guéhenno 1994, Buchstein/Nullmeier 2006, Richter 2006, Jörke 2005 und 
2006, Fischer 2006, Blühdorn 2006, Crouch 2008a u. 2008b.
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durch die schiere Logik der Kapitalkonzentration 
ist man nicht länger mit einer korrigierenden 
und umverteilenden Politik der sozialen Gerech-
tigkeit, sondern mit einer permanenten und 
nachlaufenden Anpassung an vorgebliche Sach-
zwänge begegnet. Das „Märchen“ vom teuren So-
zialstaat, den man sich nicht mehr leisten könne, 
wenn man im Globalisierungswettlauf mithalten 
wolle, wurde parteiübergreifend als neue Meta-
Erzählung akzeptiert.

Die daraus unmittelbar resultierenden star-
ken Einschnitte bei den sozialen Bürgerrechten 
sorgten und sorgen bis heute für massiven Demo-
kratiefrust. Heute stellt sich heraus, wie wichtig 
die Defi nition von Demokratie als soziale Demo-
kratie für die Akzeptanz dieser Herrschafts-, Kul-
tur- und Gesellschaftsform ist. Denn Demokratie 
als bloß formale Kategorie der Freiheit, so hat sich 
gezeigt, taugt nicht als Fundament für die Ver-
fasstheit moderner Gesellschaften. Erst wenn das 
demokratische System auch die materiellen 
Grundlagen für gesellschaftliche Teilhabe bereit-
stellt, fi ndet es breite Akzeptanz. Das ist freilich 
nichts Besonderes und entspricht dem Sozial-
staatsgebot des Grundgesetzes für die Bundesre-
publik Deutschland, in dem die Defi nition von 
Demokratie als soziale Demokratie eindeutig ge-
geben ist.10 Doch scheint der Sinn dieser zentra-
len Staatszielbestimmung mehr und mehr aus 
dem Blick geraten zu sein. Und so konnte die 
 Demokratie in die postdemokratische Krise gera-
ten: Während ihre Institutionen tadellos funktio-
nieren, wenden sich Millionen von Menschen 
verunsichert und desillusioniert ab.

1.2. Wandel des gesellschaftspolitischen   
 Engagements

Von den Vorzeichen einer heraufziehenden post-
demokratischen Situation scheint das gesell-
schaftliche Engagement in Deutschland unbe-

rührt. Über 23 Millionen freiwillig Engagierte 
zeugen von einer in großer Breite vorhandenen 
Bereitschaft, sich für das Gemeinwesen einzuset-
zen und gesellschaftliche Verantwortung zu über-
nehmen.11 Dieser Umstand deutet darauf hin, 
dass die wachsende Wahlabstinenz nicht den 
Schluss einer allgemein um sich greifenden poli-
tischen Gleichgültigkeit zulässt. Es spricht viel-
mehr einiges dafür, dass die Abkehrbewegung 
eher dem leerlaufenden und für viele Menschen 
offenbar abstoßenden Politikbetrieb in der parla-
mentarischen Demokratie gilt und sich das Enga-
gement von den klassischen Formen in Parteien 
und Gewerkschaften weg und in die organisierte 
Bürgergesellschaft hineinverlagert.12 Dieser Be-
fund ist deshalb interessant, weil er Parteien und 
auch Gewerkschaften die Chance eröffnet, durch 
die Initiierung neuer demokratischer Beteili-
gungsprozesse und die Förderung solidarischen 
Handelns jene integrativen Kräfte in die Politik 
zurückzuholen, auf die der freiheitliche und 
 säkulare Staat auf Dauer angewiesen bleibt.

Bevor aber die mit dieser Feststellung ver-
bundenen Innovationspotenziale vermessen wer-
den können, bedarf es einer kurzen Analyse des 
gesellschaftlichen Engagements in Deutschland. 
Erst die genauere Kenntnis über den Wandel vom 
Ehrenamt zum bürgerschaftlichen Engagement 
und die damit verbundenen Folgen ermöglicht 
eine folgenrelevante Refl exion über die Organisa-
tionsentwicklung von Großorganisationen wie 
Parteien und Gewerkschaften.13

Der zunächst künstlich anmutende Begriff 
„bürgerschaftliches Engagement“ hat seit der 
 Enquete-Kommission des Deutschen Bundestags 
zur Zukunft des bürgerschaftlichen Engagements 
(2000 - 2002) in die Engagementdebatte Einzug 
gehalten. Dabei handelt es sich um ein Kunst-
wort, das als Oberbegriff eingeführt wurde für die 
vielen verschiedenen Namen, unter denen das 
Phänomen auftritt: Freiwilligenarbeit, Bürger-En-
gagement, Selbsthilfe, Ehrenamt und anderen. 

10 Art. 20,1 des Grundgesetzes lautet „Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat“ und unterliegt der 
Ewigkeitsklausel nach Art. 79,3 GG.

11 Umfassende Zahlen und Daten zum bürgerschaftlichen Engagement in Deutschland bieten die von der Bundesregierung beauftragten 
Freiwilligensurveys 1999, 2004 und 2009.

12 Vgl. dazu Rucht 2010 und Dathe/Priller/Thürling 2010.
13 Vgl. zum Folgenden Embacher/Lang 2008: 19 - 32.
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Zudem steht „bürgerschaftliches Engagement“ 
für das Prinzip der Vielfalt von Engagementfor-
men und damit für ein inklusives Verständnis, 
das viele Engagementformen gelten lässt. „Es 
geht [um] eine Verbindung von klassischer Ge-
meinderatstätigkeit und moderner Protestpolitik 
in Bürgerinitiativen, von religiös motiviertem le-
benslangem Engagement in einer Kirchenge-
meinde und projektorientierter, mit hohen Selbst-
verwirklichungsansprüchen aufgeladener, neuer 
Ehrenamtlichkeit, von hundertjährigen Genos-
senschaften und selbstverwalteten Betrieben der 
Alternativszene. Mit der Bezeichnung „Bürger-
schaftliches Engagement“ werden sie mit Bedacht 
in den gleichen Begriffstopf geworfen“ (Roth 
2000: 32). 

Für den Begriff des bürgerschaftlichen Enga-
gements spricht die Offenheit für unterschied-
liche Engagementformen und diesen zugrunde 
liegende unterschiedliche Selbstverständnisse der 
Engagierten. Laut Freiwilligensurvey fi nden sich 
nur 32  Prozent der Engagierten in dem Begriff 
„Ehrenamt“ wieder, 48  Prozent bevorzugen den 
Ausdruck „Freiwilligenarbeit“, weitere sechs  Pro-
zent das „Bürgerengagement“ (Rosenbladt 2000: 
51). Jeder Begriff steht für andere Engagementfor-
men und für ein anderes Selbstverständnis der 
Engagierten. So fi ndet man den Ausdruck Selbst-
hilfe vor allem im Gesundheitsbereich, das Bür-
gerengagement etwa in Bürgerinitiativen und an-
deren politischen Aktivitäten jenseits von Partei-
en und Parlamenten und das Ehrenamt beispiels-
weise in der Kommunalpolitik oder bei der 
Feuerwehr.

In der begriffl ichen Entwicklung vom Ehren-
amt zum bürgerschaftlichen Engagement artiku-
lieren sich Veränderungen in den Interessen, den 
Motiven und dem Verhalten der Engagierten. Da-
bei lassen sich einige Kernelemente herausarbei-
ten:
Solidarität und Selbstverwirklichung: Wer sich 
engagiert, tut dies nicht nur für andere. In den 
Motivlagen der heutigen Engagierten verschrän-
ken sich vielmehr Solidarität und Selbstverwirkli-
chung: Motive wie „etwas für das Gemeinwohl 
tun“ und „anderen Menschen helfen“ stehen 
gleichrangig neben dem Interesse an Sozial-

kontakten mit Gleichgesinnten, der Erweiterung 
eigener Erfahrungen und Kompetenzen sowie 
auch der Vertretung eigener Interessen oder Lö-
sung eigener Probleme (Rosenbladt 2000: 113; 
Enquete-Kommission 2002: 113ff.). Auch Motive 
des Qualifi kationserwerbs sowie das Knüpfen von 
Kontakten, die von berufl ichem Nutzen sein kön-
nen, gewinnen immer mehr an Bedeutung (Gen-
sicke/Picot/Geiss 2006). 
Individualisierung und Pluralisierung: Noch vor 
wenigen Jahrzehnten verpfl ichteten sich die 
meisten Engagierten langfristig bei einer be-
stimmten Organisation und blieben ihr häufi g 
ein Leben lang verbunden. Dem Milieu, in dem 
man als Kind aufwuchs – die Kirchengemeinde, 
die Partei, der Sportverein oder die Freiwillige 
Feuerwehr – blieb man ein Leben lang zugehörig 
(Enquete-Kommission 2002: 118). Eine Engage-
mentbiographie in einer politischen Partei etwa 
begann in der Jugendorganisation und verlief 
über Ämter im Ortsverband und ein kommunales 
Wahlamt oder das soziale Engagement bei einer 
nahestehenden Wohlfahrtsorganisation wie der 
AWO oder der Caritas bis zur späteren Teilnahme 
an den Veranstaltungen der Seniorenorganisa-
tion. Feuerwehrleute begannen ihre Freiwilligen-
karriere in aller Regel in der Jugendfeuerwehr. 
Und wer als Kind in eine Kirchengemeinde kam, 
fügte sich von der ersten Jugendfreizeit bis zum 
Altennachmittag in eine Abfolge von altersgemä-
ßen Engagementgelegenheiten ein. Mit der Indi-
vidualisierung und Pluralisierung von Lebens-
lagen lösten sich die traditionellen Milieus all-
mählich auf und verloren ihre soziale Bindekraft. 
 Lebenswege sind heute weniger durch Milieuzu-
gehörigkeit vorgezeichnet als durch (damit ver-
knüpfte) Bildungschancen, durch Geschlechter-
rollen, individuelle Lebensentscheidungen und 
andere Faktoren. Das bürgerschaftliche Engage-
ment muss deshalb zur je individuellen Lebens-
situation und deren spezifi schen Anforderungen 
passen (Enquete-Kommission 2002: 120).
Partizipation und Selbstbestimmung: Während 
sich die Engagierten früher bereitwillig(er) in vor-
gegebene Organisations- und Entscheidungs-
strukturen einfügten, soll das bürgerschaftliche 
Engagement heute einen selbstbestimmten und 
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eigenverantwortlichen Erfahrungs- und Hand-
lungsraum eröffnen, in dem eigene Vorstellungen 
und Gestaltungsideen realisiert werden können. 
Das klassische Ehrenamt sah noch vor, dass der 
Aktive sich in eine hierarchische Struktur einfügt 
und deren Eigenrecht akzeptiert. Diese Bereit-
schaft, sich einzufügen, scheint den Engagierten 
mehr und mehr abhanden zu kommen. Vielmehr 
gewinnen Bedürfnisse wie Eigenverantwortung 
und Gestaltungskompetenz an Bedeutung. Darin 
artikulieren sich weitgehende Partizipationsan-
sprüche einer selbstbewusst gewordenen und 
emanzipierten Bürgerschaft. Fast allen Engagier-
ten (95  Prozent) ist es heute wichtig, die Gesell-
schaft durch ihr Engagement mitgestalten zu 
können (Gensicke/Picot/Geiss 2006: 81). Darüber 
hinaus gibt nahezu die Hälfte der Engagierten an, 
dass sie ihr freiwilliges Engagement als eine Form 
von politischem Engagement begreifen (ebd.). 
Bürgerschaftliches Engagement versteht sich also 
zu einem großen Teil als politisches Engagement, 
allerdings – und das ist für den vorliegenden Zu-
sammenhang wichtig – ohne (partei-)politische 
Absichten. Dem politischen Anspruch der meis-
ten Engagierten liegt kein partei- oder macht-
politisches, sondern ein partizipativ erweitertes 
Politikverständnis zugrunde. Heute zeichnen sich 
immer stärker die Auswirkungen dessen ab, was 
Max Kaase schon vor fast 30 Jahren als „partizipa-
torische Revolution“ beschrieben hat: „Von einer 
partizipatorischen Revolution zu sprechen, mag 
auf den ersten Blick übertrieben erscheinen. Ge-
meint ist damit die Auffassung oder These, dass 
die entwickelten Industriegesellschaften des Wes-
tens sich zunehmend einer umfassenden Forde-
rung der Bürger nach Ausweitung ihrer sozialen 
und politischen Beteiligungsrechte gegenüberse-
hen“ (Kaase 1982: 177). 

Dieses partizipativ erweiterte Politikverständ-
nis ist auch ein Ausdruck demokratischer Erfolgs-
erlebnisse aus der Zeit der Neuen Sozialen Bewe-
gungen der 1980er Jahre. Die Friedens-, Frauen-, 
Ökologie- oder Dritte Welt-Bewegung setzten 
neue Themen auf die politische Agenda und 
 protestierten gegen neue Lebensgefahren durch 
Rüstungswettläufe und Risikotechnologien und 
ebenso gegen Gewalt-, Unterdrückungs- und Aus-

beutungsverhältnisse zwischen den Geschlech-
tern, zwischen Erster und Dritter Welt oder zwi-
schen Mensch und Natur. Zudem entstanden 
neue politische Beteiligungsformen: Der Slogan 
„Das Persönliche ist politisch“ etwa, mit dem die 
Frauenbewegung gegen die macht för mige Ver-
fasstheit der so genannten Privatsphäre aufbe-
gehrte, steht für einen engen Zusammenhang 
zwischen politischer Partizipation und in di vi-
dueller Lebensführung.

An diesen drei Entwicklungslinien – Ver-
bindung von Solidarität und Selbstverwirklichung, 
Individualisierung und Politisierung von bürgerschaft-
lichem Engagement – lässt sich eine eindeutige 
gesellschaftliche Bewegung zu mehr Demokratie, 
Partizipation und Selbstbestimmung ablesen. 
Diese Entwicklung ist freilich kein bruchloser his-
torischer Fortschrittsprozess – die Geschichte von 
Demokratie und Partizipation ist nicht nur in 
Deutschland voller Rückschläge und Widersprü-
che. Doch kann man mit guten Gründen behaup-
ten, dass die drei analysierten Trends auch Aus-
wirkungen auf das Engagement in Parteien und 
Gewerkschaften haben.

Es lässt sich also festhalten, dass die begriff-
liche Verschiebung vom Ehrenamt zum bürger-
schaftlichen Engagement einer gesellschaftspoli-
tisch relevanten Entwicklung folgt. Das Ehrenamt 
datiert aus vordemokratischen Zeiten, nämlich 
aus der preußischen Städte- und Gemeindeord-
nung des frühen 19. Jahrhunderts. Es konnte in 
den unterschiedlichsten politischen Systemen 
existieren, im preußischen Absolutismus ebenso 
wie in der Weimarer Republik, in der DDR ebenso 
wie in der Bundesrepublik. Daher kann man 
 sagen, dass das Ehrenamt politisch neutral ist. 
 Sofern es in den unterschiedlichen Staatsformen 
systemkritische Aktivitäten gab, traten diese nie 
im Rahmen des Ehrenamtes auf. Ganz anders 
beim bürgerschaftlichen Engagement. Zu ihm 
„gehören öffentliche Kritik und Widerspruch, 
d. h. Formen der Selbstorganisation, die neu, un-
bequem, herausfordernd und (noch) nicht aner-
kannt sind“ (Enquete-Kommission 2002: 74). 
Bürgerschaftliches Engagement hat in diesem 
Sinne einen immanenten Demokratiebezug.
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1.3. Rolle von Parteien 
 und Gewerkschaften

Parteien und Gewerkschaften spielen – ungeach-
tet ihres gegenwärtigen Zustands – eine für das 
Funktionieren moderner Gesellschaften zentrale 
Rolle. Indem sie in den zwei wichtigsten gesell-
schaftlichen Bereichen – der Sphäre politischer 
Entscheidungsmacht sowie der Sphäre materiel-
ler Reproduktion – Schlüsselpositionen besetzen, 
kommt ihnen auch eine Schlüsselbedeutung zu: 
In der Politik geht es um vernünftige, das heißt 
anhand der Standards kommunikativer Vernunft 
rational nachvollziehbarer Regeln für das gesell-
schaftliche Zusammenleben, in der Wirtschaft 
um eine angemessene Verteilung des produzier-
ten Reichtums im Sinne eines Ausgleichs für das 
mit dem Kapitalverhältnis verbundene ursprüng-
liche Moment der Ungerechtigkeit. Politik und 
Wirtschaft sind die beiden Subsysteme, die sich 
aus der Lebenswelt der Gesellschaft funktional 
ausdifferenziert haben (vgl. Habermas 1981) und 
von deren Zustand Wohl und Wehe der Gesamt-
gesellschaft – oder auch der gesellschaftlichen 
 Lebenswelt – abhängt.

Die Rolle von Parteien und Gewerkschaften 
als zentrale Akteure in diesen gesellschaftlichen 
Sphären kann man wegen der mit ihnen verbun-
denen Bedeutung kaum überschätzen. Alle rele-
vanten Entscheidungen in Politik und Wirtschaft 
kommen unter Mitwirkung von Parteien und 
 Gewerkschaften zustande bzw. berühren die Rolle 
von Parteien und Gewerkschaften:
– Parteien: Nahezu alle entscheidungsrelevanten 

Positionen in Politik und Staat werden von 
Parteien besetzt oder bestimmt. Egal, ob Parla-
mentsmandate, Regierungspositionen, Verfas-
sungsrichter oder Rundfunkräte – überall wird 
das Personal aus der Mitte politischer Parteien 
rekrutiert. Damit haben die Parteien sowohl 
personell, aber davon abgeleitet natürlich auch 
inhaltlich-politisch, faktisch das Monopol der 
Politik inne. In der Parteipolitik liegt daher der 
Kern der Gestaltungsmacht über das demokra-
tische Gemeinwesen.

– Gewerkschaften: Auch wenn der Organisa-
tionsgrad der Arbeitnehmerschaft in den meis-
ten Betrieben heute stark abgenommen hat, 
bilden Gewerkschaften nach wie vor den zent-
ralen Faktor bei den Fragen von Mitbestim-
mung und Lohngerechtigkeit. An der Stärke 
der Gewerkschaften bemisst sich die Stellung 
von lohnabhängig Beschäftigten im Produk-
tionsprozess und damit auch allgemein die ge-
sellschaftliche Bedeutung und Wertschätzung 
der Erwerbsarbeit. Hier liegt der Ursprung für 
soziale Gerechtigkeit (oder eben ihr Gegen-
teil).

Von diesen für die Demokratie zentralen Grund-
bestimmungen abgeleitet leitet sich auch die 
„offi  zielle“ Funktionsbestimmung von Parteien 
und Gewerkschaften in Politik und Gesellschaft 
ab. Im Grundgesetz fi ndet sich das so genannte 
Parteienprivileg, das den politischen Parteien 
eine nahezu unanfechtbare Stellung verleiht. Sie 
„wirken bei der politischen Meinungsbildung des 
Volkes mit“, heißt es (lapidar und bisweilen 
schwer interpretierbar) in Artikel 21,1 – und aus 
dieser Norm ergibt sich auch das Recht der Partei-
en auf öffentliche Finanzierung, obschon sie zu-
nächst nichts weiter als Interessenvereinigungen 
von Privatleuten zu weltanschaulichen Zwecken 
sind.

Gewerkschaften sind in ähnlicher Weise rechtlich 
privilegierte Vereinigungen; nicht von bloßen 
Privatleuten, sondern von lohnabhängig Beschäf-
tigten. Art. 9,3 GG besagt: „Das Recht, zur Wah-
rung und Förderung der Arbeits- und Wirtschafts-
bedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für je-
dermann und für alle Berufe gewährleistet.“ Ge-
werkschaften sind Tarifpartner in der 
Auseinandersetzung mit Arbeitgeberverbänden 
um Lohnhöhe und Arbeitsbedingungen und ha-
ben damit erheblichen Einfl uss auf Fragen der 
materiellen Reproduktion der Gesellschaft, wenn-
gleich ihr Einfl uss historisch immer wieder star-
ken Schwankungen unterworfen war. Darüber 
hinaus sehen sich Gewerkschaften aber auch als 
gesellschaftspolitische Akteure, die wie Interes-
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senverbände Lobbyarbeit betreiben und – in der 
derzeitigen politisch-ideologischen Großwetter-
lage mit eher geringem Erfolg – versuchen, auf 
die großen Linien der sozialpolitischen Debatten 
einzuwirken.

Im Prozess der Demokratie stellen Parteien 
und Gewerkschaften zentrale Größen dar. Ihnen 
obliegt (oder obläge) es, politische Meinungs-
ströme zu bündeln und in Leitbilder und bündige 
Konzepte von Politik zu übersetzen (Parteien) 
oder die Bedingungen und Voraussetzungen für 
eine nach Fairness- und Gerechtigkeitskriterien 
organisierte Arbeits- und Erwerbsgesellschaft aus-
zuhandeln bzw. zu erstreiten (Gewerkschaften). 
Ohne diese ordnenden Größen wäre gesellschaft-
liche Integration unmöglich. Ein richtungsloser 
und auf Dauer gestellter „Kampf aller gegen alle“ 
(im Sinne Hobbes’) bzw. eine von Ausbeutung 
und materieller Not gezeichnete Arbeitsgesell-
schaft, wie sie in den Anfängen des modernen 
Kapitalismus im 19. Jahrhundert existierte, wären 
die Folgen.

Die Rolle von Parteien und Gewerkschaften 
ist aber nicht nur funktional oder ordnungs-
politisch relevant. Sie haben überdies – und das 
ist noch ungleich wichtiger – die Aufgabe, nor-
mativ im Wortsinne zu arbeiten. Nach welchen 
Normen und Regeln wollen wir das Zusammenle-
ben in der Gesellschaft organisieren? Welche 
Maßstäbe legen wir an für Wohlstand und Ar-
mut? Und was bedeutet gesellschaftliche Inklu-
sion heute? Ja, was ist überhaupt das einigende 
Band, das die Gesellschaft heute noch zusam-
menzuhalten vermag? Diese über tagesaktuelle 
Streitpunkte weit hinausreichenden Fragen brau-
chen einen Ort, an dem sie folgenrelevant und 
grundsätzlich bearbeitet werden können. Partei-
en und Gewerkschaften als wichtigste Akteure in 
Politik und Wirtschaft sind (neben Arbeitgeber-
verbänden und einigen einfl ussreichen Großstif-
tungen) die prädestinierten Organisationen, um 
diesen Ort zu „bespielen“. Je weniger sie das tun 
oder zu tun vermögen, umso schlechter gerät der 

Zustand der Demokratie, die als „nachmetaphy-
sisches“ Projekt auf den Austausch der Meinun-
gen und auch auf den zivilisierten Kampf oder 
das Ringen der Weltanschauungen konstitutiv 
angewiesen ist.

Vor dem Hintergrund des in Punkt 1.1. und 
1.2. Ausgeführten lässt sich nun etwas besser se-
hen, was genau die aktuelle Krise von Parteien 
und Gewerkschaften ausmacht. Während die 
Kraft der politischen Parteien, Menschen an die 
Politik zu binden und sie auf Dauer für die „Ein-
mischung in ihre eigenen Angelegenheiten“ (Max 
Frisch) zu interes sieren und entsprechend zu 
 politisieren, deutlich nachgelassen hat und wei-
ter nachlässt, büßen sie zeitgleich – und damit 
zusammenhängend – durch massiven Mitglieder-
schwund Organisationsstärke und damit gesell-
schaftlichen Einfl uss und Kampagnenfähigkeit 
ein. Das gilt auch für die Gewerkschaften, die in 
den letzten beiden Jahrzehnten viel von ihrer 
 gesellschaftspolitischen Macht und ihrer Organi-
sationsstärke eingebüßt haben.

Eine funktionierende Demokratie wäre aber 
auf beides angewiesen – auf politisches Interesse 
einerseits und auf das Engagement in gesellschaft-
lichen Großorganisationen andererseits. Man 
kann sich also nicht einfach mit dem Hinweis zu-
frieden geben, dass es – entgegen einer verbreite-
ten Annahme – keine weitreichende Entpolitisie-
rung der Gesellschaft gibt und sich Engagement 
und politisches Interesse lediglich auf andere Or-
ganisationen und Organisationsformen verlagert 
haben. Denn die Bedeutung, die Parteien und Ge-
werkschaften im gesellschaftspolitischen Prozess 
innehaben, vermag keine andere Organisation zu 
kompensieren. Weder freie Wählergemeinschaf-
ten noch gewerkschaftsunabhängige Arbeitneh-
mervereinigungen besitzen die potenzielle Kraft 
und schiere Masse, um die für den demokrati-
schen Prozess enorm wichtigen Rollen der politi-
schen Meinungs- und Entscheidungsfi ndung 
bzw. der „Wahrung und Förderung der Arbeits- 
und Wirtschaftsbedingungen“ in angemessener 
Weise zu übernehmen.
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Was ist nun das Grundproblem der Parteien- und 
Gewerkschaftskrise, die sich freilich auf je unter-
schiedliche Weise manifestiert und die unter (3.) 
noch näher spezifi ziert werden wird? Dazu sollen 
im Folgenden einige Kernthesen formuliert wer-
den, in deren gedanklichem Rahmen sich der 
vorliegende Text insgesamt bewegt.

Dabei kommt es vor allem darauf an zu zei-
gen, dass die Krise der Parteien und Gewerkschaf-
ten nicht „mehr Führungsstärke“ und „Geschlos-
senheit“, sondern mehr Demokratisierung ver-
langt.

Die Forderung nach „Führung“ steht im 
Kontrast zur demokratischen Ausgangsidee, dass 
nicht die Autorität von Personen (als Relikt der 
formierten vormodernen Gesellschaft), sondern 
die Plausibilität von Überzeugungen und Argu-
menten bei der Frage nach den Zielen von Politik 
leitend sein sollte. Und „Geschlossenheit“ steht 
im deutlichen Widerspruch zur Kultur und Le-
bensweise offener Gesellschaften.

Nun sollen – so wird es immer wieder massen-
medial postuliert – vor allem Parteien als zentrale 
Organisationen der Demokratie in der offenen 
Gesellschaft die Grundprinzipien Diskurs und 
 Offenheit – und sei es der effektiveren PR-Strategie 
zuliebe – aufgeben! Das kann auch bei allem zu-
gestandenen Pragmatismus der Tagespolitik nicht 
die Orientierungsmarke für Politik sein. Demo-
kratische Streitkultur erfordert Offenheit und Re-
versibilität. Dieser normative Anspruch darf nicht 
aufgegeben werden, wenn die Integrationsfähig-
keit der Gesellschaft weiter gewährleistet werden 
soll. Andernfalls ist der Zerfall der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung langfristig kaum 
zu verhindern, denn eine auf personaler Auto rität 

und geschlossenen Diskursen basierende Gesell-
schaft vermag keine rational begründbaren Regu-
larien für das Zusammenleben aufzustellen. Mit 
„Führung“ und „Geschlossenheit“ kann man sich 
an „die Macht“ bringen und dort mehr oder we-
niger lange halten, eine demokratische Ordnung 
lässt sich damit allein auf Dauer nicht sichern.

Aus diesen grundlegenden und unhintergeh-
baren „Geschäftsbedingungen“ der Demokratie 
lassen sich für Parteien und Gewerkschaften Ana-
lyse- und Lösungsansätze ableiten:
– Partizipation: In den Parteien und Gewerkschaf-

ten zeigt sich – freilich jeweils auf andere Weise – 
ein tiefgreifender und strukturell bedingter Mangel 
an partizipatorischem Bewusstsein. Partizipation 
– verstanden als gleichberechtigte Teilhabe an 
Entwicklungsprozessen und Handlungsstrate-
gien – muss aber heute mehr denn je als das 
Kernelement jedes demokratischen Prozesses 
verstanden werden.14 In pluralistischen, multi-
optionalen, multi-ethnischen und hochgradig 
funktional ausdifferenzierten Gesellschaften 
kann man sich den politischen Prozess nicht 
mehr als etwas vorstellen, was aus vorgängigen 
und hergebrachten normativen Überzeugun-
gen resultiert. Die Arbeitnehmerpartei SPD 
weiß heute nicht mehr selbstverständlich, was 
legitime Interessen aller Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer sind – ebenso wenig wie 
konservative Parteien heute noch genau ange-
ben könnten, wovon eigentlich die Rede sein 
soll, wenn das Wort „konservativ“ verwendet 
wird. Die Teilhabe von möglichst vielen Mit-
gliedern ist für den Fortbestand von Parteien 
und Gewerkschaften essentiell, wenn sie ihren 
Charakter als meinungsbildende und hand-

2. Kernthesen – Mehr Demokratie statt „Führung“ und 
 „Geschlossenheit“

14 Zum Begriff der Partizipation vgl. Roth 2010.
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lungsfähige Diskursbündeler und damit ihren 
eigentlichen Daseinsgrund für die Demokratie 
nicht verlieren wollen.

– Deliberation: Demokratische Politik kann heute 
nur als ein dynamischer und veränderlicher Pro-
zess der Deliberation (Beratschlagung) verstanden 
werden. Andernfalls werden die Protagonisten 
dieses Prozesses, namentlich die politischen 
Parteien, künftig auf immer weniger Akzeptanz 
stoßen. Wer unter Politik lediglich die Verkün-
dung von Einsichten und Handlungsabsichten 
und unter Demokratie den Gang zum Wahl-
lokal alle vier oder fünf Jahre versteht, hängt 
einem veralteten Verständnis nach, das auf 
Dauer immer weniger Anhänger fi nden wird. 
Partei- und Gewerkschaftspolitik müssen unter 
den Vorzeichen eines deliberativen Demokra-
tieverständnisses reformuliert werden, um wie-
der attraktiver und akzeptanzfähiger zu werden 
(siehe 4.).

– Reformulierung der Sozialen Frage:15 Ein Ein-
stellungswechsel zu mehr Partizipation und Demo-
kratisierung hätte starke Auswirkungen auf die 
Substanz von Politik. Zumindest bei den politi-
schen Parteien (namentlich der SPD) spricht 
sehr viel für die Annahme, dass eine tatsäch-
liche, das heißt ernst gemeinte Einbeziehung 
der Parteibasis in den Prozess der Meinungs- 
und Entscheidungsfi ndung auch zu einer er-
heblichen politischen Kursänderung in Rich-
tung einer Stärkung des Wohlfahrts- und So-
zialstaats beitragen würde. Organisationsfragen 
sind den inhaltlich-politischen Fragen ja nicht 

äußerlich. Wenn demokratische Beteiligungs-
prozesse tatsächlich Wirkung zeigen und poli-
tische Schlagkraft wieder vergrößern helfen 
sollen, dann wird das nur möglich sein, wenn 
neue Strategien auch zu neuer Politik führen. 
Ähnliches gilt auch für die Gewerkschaften, 
die über neue Beteiligungsprozesse zumindest 
zu einer Selbstvergewisserung über ihre aktuel-
le Situation und damit zu anderen Mitglieder-
strategien und Aktionsformen gelangen kön-
nen. Die Soziale Frage nach den grundlegen-
den Bedingungen in der Arbeitswelt hätte in 
den Gewerkschaften ihren natürlichen Ort.

– Neuerfi ndung des Politischen: Die aktuelle Lage 
erfordert nichts weniger als eine Neuerfi ndung des 
Politischen unter den Vorzeichen echter demokra-
tischer Beteiligung. Alle Formen einer von oben 
gesteuerten „Beglückungspolitik“ sind an ihre 
Grenzen gelangt und müssen – beinahe 
zwangsläufi g – eingestellt werden zugunsten 
einer Politik der offenen Debatte und der kla-
ren Ausrichtung an der Idee sozialer Demokra-
tie. Das neoliberale Zeitalter hat der Demokra-
tie schwer zugesetzt. Das Vertrauen in ihre so-
zialen Grundlagen ist erschüttert. Und bevor 
nicht das marktgläubige Paradigma eines falsch 
verstandenen Liberalismus überwunden wird, 
kann es auch mit der parlamentarischen De-
mokratie nicht besser gehen. Dazu bedarf es 
vor allem in den politischen Parteien des We-
ges einer Rückbesinnung auf die Idee der so-
zialen Demokratie als kollektiver Aneignung 
des Gemeinwesens.

15 Dass es sich hier bereits um die zweite Reformulierung der aus dem 19. Jahrhundert stammenden „Sozialen Frage“ handelt, zeigt nur 
umso deutlicher, dass das mit der kapitalistischen Wirtschaftsordnung und gesellschaftlichen Liberalisierungsschüben einhergehende 
Problem der materiellen und sozialen Ausgrenzung ganzer Bevölkerungsgruppen bis heute offen ist. Die durch Heiner Geißler und an-
dere in den 1970er Jahren aufgeworfene „Neue Soziale Frage“ ist nicht nur in der CDU, sondern auch in den anderen Parteien ohne 
schlüssige Antwort geblieben und daraufhin „vergessen“ worden. Das macht eine erneute Reformulierung dieser für dauerhaften gesell-
schaftlichen Zusammenhalt zentralen Frage notwendig. In zahlreichen Organisationen der Bürgergesellschaft wird daran bereits seit 
längerem gearbeitet (Attac, diverse Anti-Hartz-IV-Bündnisse usw.). Parteien und Gewerkschaften müssen folgen, wenn sie weiterhin 
 gesellschaftlich relevant agieren wollen.
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Die zentralen Ansatzpunkte für einen strategi-
schen Neuansatz sind damit benannt. Es geht um 
die Behebung von Partizipations- und Demokra-
tiedefi ziten und eine Reformulierung der sozialen 
Frage. Daran wären alle Innovationsversuche zu 
messen. Die nächsten Abschnitte drehen sich nun 
handfest um die aktuelle Lage von Parteien und 
Gewerkschaften in Deutschland (3.1. und 3.2.).

3.1. Zwischen Anspruch und Realität –  
 Krise der Parteien

An dieser Stelle kann es – schon aus Platzgründen 
– nicht darum gehen, den Diskurs über die Krise 
der Parteien nachzuvollziehen.16 Auch ist es nicht 
das Ziel, die bereits häufi g formulierten Reform-
notwendigkeiten in den Parteien zu wiederholen 
oder neue hinzuzufügen. Das wäre im Rahmen 
eines Gutachtens nicht nur nicht leistbar, son-
dern würde auch verkennen, dass bislang alle 
 Reformversuche weitgehend gescheitert sind bzw. 
wiederum zu neuen Problemen im Zusammen-
hang mit dem Kampf um innerparteilichen Ein-
fl uss führen.17 Vielmehr geht es darum, die Bedin-
gungen für einen strategischen Einstellungswech-
sel in der Parteipolitik zu benennen – ein Wech-
sel, der nur schwerlich als Organisationsreform 
aus der Parteizentrale, sondern eigentlich nur als 
Bewegung von unten vorstellbar ist. Nicht in im-
mer neuen Instrumenten (Schnuppermitglied-
schaften, Online-Beitritt, Virtueller Ortsverein 
usw.) muss der Ausweg aus der Misere gesucht 
werden, sondern in der systematischen Neuaus-
richtung von Politik entlang den Erfordernissen 

einer demokratischen Kultur. In genau dieser 
Hinsicht droht der Demokratie in der Postmoder-
ne der Atemstillstand – und genau hier liegt auch 
die größte Aufgabe für politische Parteien, vor 
 allem für die ihrem Selbstverständnis als Pro-
grammpartei besonders verpfl ichtete SPD.

Die folgenden Ausführungen zu innerpartei-
lichen Demokratiedefi ziten betreffen demnach 
auch nicht die Verfahren der Entscheidungsfi n-
dung, sondern den Zustand der politischen Kul-
tur in den Parteien. Es kommt also zunächst dar-
auf an, auf der Phänomenebene die Hindernisse 
für Erneuerung und Krisenüberwindung zu be-
nennen. Dabei geht es vor allem um eine demo-
kratiepolitisch sehr problematische (Un-)Kultur 
der „Mehrheitsbeschaffung“ durch Taktik und 
(stillen) Zwang – statt durch bessere Argumen-
te (!) (3.1.1.). An einer solchen „Fehleranalyse“ 
kommt man kaum vorbei, wenn man neue de-
mokratische Impulse in den Parteien erschließen 
will. Denn es sind genau diese Mechanismen auf 
der Mikroebene der Macht, die Innovation ver-
hindern. Sie sind zählebig, weil sie nicht Gegen-
stand eines öffentlichen Diskurses sind. Sie ent-
ziehen sich jeglichen Reformversuchen, weil sie 
informell wirken und häufi g von denselben Pro-
tagonisten bedient werden, die gleichzeitig von 
Innovation und Neuerfi ndung der Partei spre-
chen. Sie sind nicht Gegenstand der Forschung 
und kaum systematisch, sondern nur „phänome-
nologisch“ zu fassen, was im Folgenden wenigs-
tens ansatzweise versucht werden soll. Nimmt 
man dies mit einer nüchternen Funktionsanalyse 
politischer Parteien zusammen (3.1.2.), dann 
zeichnet sich am Horizont der Debatte eine neue 

3.  Zur aktuellen Lage von Parteien und Gewerkschaften

16 Vgl. aus der umfangreichen Literatur u. a. Baus 2009, Kleinert 2007, Leif 2009, Mielke 2008 und 2009, Von Alemann 2003, Walter 2009, 
Wiesendahl 2005 und 2006.

17 Ein aufschlussreiches Beispiel ist die Aufweichung des Ortsvereinsprinzips in der SPD und ihre Folgen (s. u.).
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Interpretation des „Mitwirkens an der politischen 
Meinungsbildung“ ab. Ihren für die Demokratie 
unabdingbaren Funktionen können sie heute nur 
noch im Rahmen einer neuen demokratischen 
Kultur nachkommen. Erst dann wären Parteien 
im 21. Jahrhundert angekommen.

3.1.1. Zum Zustand der Parteien

Die Wahlbeteiligung hat bei der Bundestagswahl 
im September 2009 mit 70,8 Prozent einen neuen 
Tiefstand erreicht. Dieses Phänomen – nicht nur 
auf Bundesebene, sondern noch deutlicher in 
den Ländern und Kommunen zu beobachten – ist 
nur der vordergründige Ausdruck einer weit rei-
chenden demokratischen Depression, die sich in 
den letzten Jahren in Deutschland verbreitet hat. 
Die Politik und ihre Protagonisten werden allge-
mein von einer ablehnenden Haltung begleitet, 
die über das „gesunde“ Maß an aufgeklärter 
staatsbürgerlicher Skepsis hinausgeht.

Eine Auswirkung der rapide sinkenden Akzep-
tanz ist der Mitgliederschwund bei den Volkspar-
teien. Das betrifft besonders deutlich die SPD, bei 
der sich nicht nur über zwei Millionen ihrer Wäh-
lerinnen und Wähler bei der Bundestagswahl 
2009 der Stimme enthalten haben, sondern die 
darüber hinaus allein in den letzten Jahren 
300.000 Mitglieder verloren und deren Mitglied-
schaft sich in den letzten vier Jahrzehnten – aus-
gehend von gut einer Million Mitgliedern Anfang 
der 1970er Jahre – halbiert hat.18 Die Partei der 
Sozialdemokratie kämpft mit rapide sinkender 
Verankerung in der Bevölkerung, obschon die 
 politische Grundidee der sozialen Demokratie ge-
rade in Zeiten der Finanzkrise und einer von im-
mer stärkeren sozialen Verwerfungen geprägten 
Gesellschaft ohne Weiteres mehrheitsfähig ist. 
Der Niedergang ist nicht neu und wurde durch 
das sehr schwache Abschneiden bei der Bundes-
tagswahl 2009 nur beschleunigt bzw. besonders 
deutlich sichtbar. Alle schon seit etwa 20 Jahren 
laufenden Versuche, den Zustimmungs- und Mit-
gliederverlust aufzuhalten, waren bislang nicht 

von Erfolg gekrönt. Das hängt mit externen Fak-
toren wie Aufl ösung der sozialen Milieus oder 
auch der Komplexität von Politik in pluralisti-
schen Gesellschaften zusammen. Das hängt mit 
programmatischer Unschärfe und zahlreichen – 
Frustration erzeugenden – Abweichungen von 
der eigenen programmatischen Linie zusammen. 
Es hängt aber ganz wesentlich, und dieser Punkt 
soll hier stark gemacht werden, damit zusammen, 
dass diese Situation für Funktions- und Mandats-
träger keine persönliche Konsequenzen hat: „Die 
Machtmechanik der führenden Politiker funktio-
niert auch ohne die Legitimation durch eine brei-
te Basis. Wahrscheinlich lässt sich ohne Rück-
kopplung mit einer zunehmend verstörten, un-
berechenbaren Parteibasis und ohne deren Im-
pulse sogar bequemer regieren und agieren“ (Leif 
2009: 14). Was an dieser trockenen Feststellung 
beinahe zynisch anmutet, entspricht dennoch 
der Wirklichkeit in den politischen Parteien, so 
wie wir sie heute kennen.

Oder anders gesagt: Mit dieser Beobachtung 
ist die zentrale Ursache für die weitgehende Be-
wegungslosigkeit der Parteien in punkto Strate-
giewechsel bereits benannt.
– Der Mitgliederschwund vor allem der großen 

Parteien ist ein organisatorisches Problem, weil 
es irgendwann – und vor allem in Ostdeutsch-
land schon jetzt – nicht mehr genug freiwillig 
Engagierte gibt, die man zur Wahlmobilisie-
rung oder für politische Kampagnen heranzie-
hen kann.

– Er ist ein fi nanzielles Problem, weil Parteien 
nach wie vor auf die Einnahme von Mitglieds-
beiträgen angewiesen sind.

– Doch er ist – und das ist der entscheidende 
Punkt – zumeist kein Problem für die Funktions- 
und Mandatsträger der Partei, weil er für sie 
mehr Vor- als Nachteile mit sich bringt. Wenn 
die Versammlung im Ortsverein nur von den 
immer gleichen 10  - 15 „Verdächtigen“ besucht 
wird, ist das für die Funktionäre, die sich an der 
Basis die Legitimation für ihr Handeln auf der 
nächsthöheren Parteiebene holen, viel leichter 

18 Die folgenden Ausführungen beziehen sich meist auf den Zustand der SPD. Die anderen Parteien sind jedoch ebenfalls mehr oder min-
der stark von den skizzierten Problemen betroffen. Die CDU hat zwar mittlerweile mehr Mitglieder als die SPD, doch verliert sie lediglich 
weniger schnell an Mitgliedern. Die weiter unten beschriebenen Techniken einer demokratischen (Un-)Kultur sind hingegen ausnahms-
los in allen Parteien anzutreffen.
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als wenn zu derselben Sitzung sagen wir 100 
Personen erscheinen würden. Weniger Mitglie-
der erfordern weniger Debatte und bergen we-
niger Dissensrisiken.

– Der Mitgliederschwund ist darüber hinaus – 
ebenso wie die Wahlbeteiligung – für die Partei 
kein politisches Problem, da er keinerlei Aus-
wirkungen auf die Verteilung von Macht und 
Einfl uss hat. Wenig Personal bedeutet wenig 
Alternativen, und so ist es für Machtstrategen 
und Funktionäre ohne Weiteres möglich, im 
Vorfeld von Personalentscheidungen das Ter-
rain so zu bestellen, dass die jeweils eigenen 
und meist linientreuen Kandidaten praktisch 
per Akklamation durchgewunken werden kön-
nen. Ebenso stellt die niedrige Beteiligung bei 
Europa-, Bundestags-, Landtags- und Kommu-
nalwahlen kein ernsthaftes Problem dar, da die 
nicht abgegebenen Stimmen bei der Verteilung 
von Mandaten unberücksichtigt bleiben und 
praktisch als Einverständniserklärung gewertet 
werden.

Menschen neigen dazu, dasjenige Verhalten zu 
wählen, das mit Erfolg belohnt wird. Ein Verhal-
ten gemäß den Kriterien Transparenz, Diskurs, 
Offenheit, Reversibilität und Deliberation stößt 
innerparteilich, sobald es um sach- und vor allem 
Personalentscheidungen geht, schon auf Ortsver-
einsebene schnell an seine Grenzen. Belohnt wird 
dagegen das Ausrichten des eigenen Verhaltens 
nach der vermuteten Mehrheit, um Differenzen 
und Auseinandersetzungen möglichst zu vermei-
den. Es liegt im Wesen auch von demokratischen 
Entscheidungssituationen, dass die Akteure ver-
suchen, Überraschungen auszuschließen und Er-
gebnisse vorhersehbar zu machen. Debatten mit 
offenem Ausgang und echte personelle Alterna-
tiven, die im Idealfall auch mit alternativen 
Politik modellen verbunden wären, geraten so 
tenden ziell zur Ausnahme.

Diese Mechanismen sind im Übrigen nicht 
neu.19 Doch sind sie in den letzten Jahren viel 
problematischer geworden, da sich zu ihnen eine 

tiefe politische Identitätskrise der Partei(en) ge-
sellt hat. Die durch die Agenda-Reformen und die 
damit verbundenen häufi gen und heftigen Wahl-
niederlagen tief verunsicherte Partei droht sich in 
eine Organisation zu verwandeln, die nicht län-
ger gesellschaftspolitische Ziele, sondern Karrie-
ren und Karrierenetzwerke in den Vordergrund 
ihrer Aktivität rückt. 

Das Ausgangsproblem für die demokratische 
Entfremdung der SPD von sich selbst ist also – so 
die These – nicht in erster Linie ein organisatori-
sches, sondern ein politisches. Am Anfang dieser 
Entwicklung stand der von Gerd Schröder einge-
leitete und von einer kleinen Gruppe in der Partei 
durchgesetzte ideologische Schwenk zu einer 
marktliberalen Politik nach Vorbild des britischen 
Workfare-Modells. Das Schröder-Blair-Papier von 
1999 war der ideologische Vorbote dieses 
Schwenks, der mit der „Verkündigung“ der Agen-
da 2010 im März 2003 politisch vollzogen und in 
den folgenden Jahren gegen massiven Wider-
stand der Basis durchgesetzt wurde – ein Mani-
fest, mit dem unter der Chiffre der Modernisie-
rung die Öffnung der SPD für marktliberale Posi-
tionen – und damit auch eine Distanzierung von 
der engen Partnerschaft mit den Gewerkschaften 
– eingeleitet wurde.

Dieser grundlegende politische Kurswechsel 
der SPD hat in der Folge zu massenhaften Partei-
austritten und reihenweise Wahlniederlagen ge-
führt. Parteiaustritte und Wahlniederlagen hatten 
und haben politische Gründe, die aber in der ak-
tuellen Debatte über die Erneuerung der Partei 
eigenartig ausgeblendet oder abgeschattet blei-
ben. Dort wird bis in die Ortsvereinsebene sehr 
häufi g über die Krise der Partei so diskutiert, als 
sei die Arbeits- und Organisationsweise der SPD 
für die Misere und mangelnde Attraktivität der 
Parteiarbeit verantwortlich. Das mag und wird 
auch bestimmt der Fall sein. Politik- und Partei-
verdruss sind jedoch in erster Linie Folge einer 
 Politik der Stärkung der Angebotsseite und damit 
zwangsläufi g der Kapitalverwertungsinteressen, 

19 Vgl. Peter Merseburgers Willy-Brandt-Biographie, in der sehr anschaulich die Machtkämpfe in der Westberliner SPD in den 1950er und 
60er Jahren beschrieben werden. Obschon Willy Brandt als Regierender Bürgermeister von Berlin bei der Abgeordnetenhauswahl 1963 
für die SPD ein heute unvorstellbares Ergebnis von 61,9 Prozent erzielte, gab es innerparteilich erbitterte Kämpfe um den politischen 
Kurs und die Person Brandts (Merseburger 2006: 299ff.).
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die für die Mehrheit der (lohnabhängig arbeiten-
den) Bevölkerung nur noch wenig Attraktivität 
hat. Die Idee, den „Standort Deutschland“ durch 
Steuersenkungen für Unternehmen und Wohlha-
bende sowie durch Senkung der Sozialkosten mit-
tels einer repressiven Arbeitsmarkt- und Sozial-
politik zu stärken und damit zu mehr Wachstum 
und Beschäftigung zu kommen, hat sich – vor 
allem für eine sozialdemokratische Partei – als 
Irrweg erwiesen. Die Probleme, die damit erzeugt 
wurden, sind anhaltend. Wenn der Konnex zwi-
schen Demokratie und Sozialstaatlichkeit einmal 
aufgelöst ist oder scheint, erlahmt auch das Inte-
resse an der Politik der Partei der Sozialdemokra-
tie (siehe oben). Deshalb – und nicht in erster 
 Linie, weil Parteiarbeit verstaubt oder gestrig 
wäre – laufen Wähler und Mitglieder der SPD seit 
Jahren davon.

Kleines Bestiarium der Machttechniken

Der politische Schwenk der SPD hat die innerpar-
teilichen Demokratiedefi zite, von denen alle Par-
teien strukturell geprägt sind, erheblich verstärkt. 
Die Art und Weise, wie die Agenda 2010 politisch 
durchgesetzt wurde, hat anhaltende Auswirkun-
gen auf das innerparteiliche Klima sowie auf die 
Frage, wie ernst der Anspruch innerparteilicher 
Demokratie eigentlich noch genommen wird. Es 
existiert eine Art postdemokratischer Zustand: 
Formal sind alle Abläufe der politischen Willens-
bildung und Entscheidungsfi ndung in Ordnung. 
Und doch droht der innere Verfall, da die demo-
kratischen Regeln mehr oder weniger zum bloßen 
Verfahren degeneriert sind. Der eigentliche Sinn 
von Demokratie, nämlich den freien Diskurs und 
der freien, auf das bessere Argument gestützten
Mehrheitsentscheidung Vorrang vor Willkür und 
Autorität einzuräumen, ist bei vielen vor allem 
im Funktionärsapparat in Vergessenheit geraten. 
Wie das in der täglichen Parteiarbeit aussieht, 
mögen einige Tricks aus der Werkzeugkiste der 
„Mehrheitsbeschaffer“ illustrieren:

– Aufstellung von Kandidaten für Mandate und 
Ämter

 Der Aufstellung von Personal für Wahlen gilt 
in jeder Partei größte Aufmerksamkeit, weil es 
hier um persönliche Karriere- und Aufstiegs-
chancen Einzelner sowie um den Einfl uss von 
meist informellen Netzwerken20 geht. Ohne 
 einem demokratischen Idealismus zu verfallen, 
müsste es unter demokratischen Vorzeichen 
die Regel sein, dass sich für bestimmte Positio-
nen mehrere Kandidatinnen oder Kandidaten 
zur Wahl stellen, so dass die Basismitglieder 
und Delegierten, die die Entscheidung in der 
Regel auf Parteitagen zu treffen haben, die 
Möglichkeit hätten, zwischen Alternativen zu 
wählen. Dies ist jedoch in den meisten Partei-
en die Ausnahme. Eine Kandidatur von mehre-
ren Personen für ein Mandat wird martialisch 
(und medial befeuert) zur „Kampfkandidatur“ 
stilisiert, man spricht von „Duell“ und „Zwei-
kampf“ und bemüht damit die entlarvende 
Rhetorik vormoderner Gesellschaften. Gegen 
einen amtierenden Mandatsträger anzutreten 
wird eher als Majestätsbeleidigung denn als 
personelle Alternative verstanden. Jedes neue 
Parteimitglied, dem solche Verhaltensmuster 
befremdlich anmuten, wird – bei Strafe des 
 Ignoriertwerdens – auf diese sehr eingeschränk-
te Sichtweise eingeschworen. Um den Man-
datsträger zu stützen, scheut das von dieser 
Person abhängende „Netzwerk“ keine Anstren-
gung: Delegierte werden angerufen und darü-
ber „informiert“, wie sie am besten abzustim-
men haben. Delegierte, bei denen man eine 
von der herrschenden Linie abweichende Mei-
nung fürchtet, werden durch linientreue „Er-
satzdelegierte“ ausgetauscht. Bei der Versamm-
lung selbst werden Redebeiträge bestellt und 
organisiert, um eine möglichst günstige Stim-
mung zu erzeugen. Wenn die Stimmung zu-
gunsten des gewünschten Kandidaten auszu-
schlagen scheint, meldet sich immer jemand 
und beantragt „Schluss der Debatte“. Sollte der 

20 Leider ist die modern anmutende Bezeichnung „Netzwerk“ heute allzu häufi g nur ein Euphemismus für „Seilschaft“. Die Seilschaft 
zeichnet sich buchstäblich dadurch aus, dass ihre Mitglieder auf Gedeih und Verderb voneinander abhängen, dementsprechend wird 
mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln für ihren Erhalt gekämpft. Ein „Netzwerk“ im avancierten Sinne des Wortes wäre dagegen 
die rhizomartige (und freiheitliche) Verknüpfung von Know How und sozialen Synergieeffekten.
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Herausforderer sich dennoch durchgesetzt ha-
ben, kippt meist das ganze Machtgefüge – dies-
mal zu Gunsten der gewählten Person, die jetzt 
als Verteiler von Jobs und Einfl uss ungleich at-
traktiver geworden ist. Der Verlierer in solchen 
„Duellen“ gilt dann gemeinhin als „verbrannt“, 
obschon er nichts weiter getan hat als von sei-
nem passiven Wahlrecht Gebrauch zu ma-
chen.

– Durchsetzung von Beschlüssen gegen die 
Mehrheit der Basis

 Immer schon war es das Ansinnen von Partei-
führungen, ihre eigenen Vorstellungen mög-
lichst reibungslos durchzusetzen. Der Refl ex ist 
zunächst verständlich: Man hat sich in ganz 
kleinem Zirkel (Vorstand, Präsidium) monate-
lang mit einem Problem auseinandergesetzt 
und ist endlich zu einem Kompromiss zwi-
schen konträren Auffassungen gekommen, da 
möchte man diesen Kompromiss möglichst 
nicht mehr aufschnüren. Steckt man dazu in 
einer Regierungskoalition, wurden unter Um-
ständen dem Koalitionspartner bereits Dinge 
zugesagt, die die Parteibasis noch nicht durch 
entsprechende Beschlüsse gebilligt hat. Im 
Zeitalter der elektronischen Kommunikations-
medien, in dem es kaum mehr möglich ist, 
eine Sitzung zu beenden, ohne dass schon ir-
gendeiner der Teilnehmenden insgeheim per 
SMS oder Twitter vertrauliche Beschlüsse und 
Informationen nach außen gegeben hätte, 
steigt das Bedürfnis nach Diskurskontrolle – 
dies vor allem gegenüber den Medien, die jede 
innerparteiliche Diskussion sofort zum „Streit“ 
aufbauschen und dabei oft eine aufgeheizte 
Stimmung herbeischreiben, die genau dadurch 
häufi g auch entsteht. Hinzu kommt, dass in 
den letzten zehn Jahren vor allem im Füh-
rungszirkel der SPD zahlreiche Beschlüsse ge-
gen die klare Mehrheit der Basis der Partei ge-
troffen worden sind. Das gilt für die Rente 
mit 67 genauso wie für die Einführung von 
Hartz IV, die Bahnprivatisierung oder den 
Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr. Die Mit-
tel, solche Beschlüsse auch gegen den Wider-
stand der Basis durchzusetzen, sind vielfältig. 
Von der Einberufung externer Expertenkom-

missionen, deren Expertise dann für sakrosankt 
erklärt wird, über die Dramaturgie von Partei-
tagen, auf denen durch die Zusammensetzung 
von Tagesordnung und Rednerliste die Debatte 
im Interesse bestimmter Beschlusslagen kon-
trolliert werden soll, bis hin zur Stigmatisie-
rung von so genannten „Abweichlern“ zur De-
moralisierung und Schwächung von Gegenar-
gumentationen reicht das Instrumentarium 
zur Durchsetzung von Beschlüssen. Der einzel-
ne Delegierte gerät durch diese Aktivitäten in 
eine  Situation, die von Emotionalität und 
schick sals schwerer Rhetorik begleitet wird, so 
dass ein Abwägen von Argumenten im Rah-
men eines vernünftigen Diskurses nahezu un-
möglich wird.

– Infi ltrierung von Parteigremien mit „Linien-
treuen“

 Die Kontrolle der freien Meinungsbildung be-
ginnt aber schon auf der unteren Funktionärs-
ebene. Hier geht es darum, Vorstände auf Orts-
vereins- oder Unterbezirksebene personell so 
zu besetzen, dass die „Gefahr“ von kontrover-
sen Debatten und „abweichenden“ Meinungen 
möglichst gering ist. Dazu müssen Delegierten-
plätze taktisch mit liebsamen Personen (die 
sich erstaunlicherweise immer wieder fi nden 
und sich auch klaglos in das Spiel einbinden 
lassen) besetzt werden, und dazu werden vor 
den entscheidenden Gremiensitzungen (Kreis-
parteitag o. ä.) „Vorbesprechungen“ durchge-
führt, auf denen mehr oder weniger unverhoh-
len die vorab unter den Meinungsführern ab-
gesprochenen „Personalpakete“ präsentiert 
und zur Wahl „empfohlen“ werden. Die Akzep-
tanz dieser Vorgehensweise wird wesentlich 
auch dadurch befördert, dass im durchschnitt-
lichen Ortsverein bei zunehmendem Mitglie-
derschwund nur diejenigen Aktiven übrig blei-
ben, die materiell oder psychologisch von der 
Politik und damit vom Funktionieren der 
„Netzwerke“ abhängig sind. Die neue politi-
sche Klasse der Referenten und Büroleiter hat 
Besitz ergriffen vom gewöhnlichen Ortsverein. 
Nach der Aufl ösung der tradierten Milieus als 
Personenreservoir für Parteien bleiben jene üb-
rig, die auf kein Milieu mehr angewiesen sind 
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und Politik vorwiegend als Karriereoption 
(nicht mehr als Engagement für politische Zie-
le)  betrachten.

– Parteifl ügel als „Parteien in der Partei“
 Alle Parteien verfügen über bestimmte Strö-

mungen und Flügel. Das ist kein Problem, 
 sofern es naturgemäß innerhalb politischer 
Groß organisationen Differenzen grundlegen-
der Art gibt. So streiten in der SPD seit jeher die 
„Linken“, die eher kapitalismus- und markt-
skeptische Positionen vertreten, mit den Par-
tei-„Rechten“, die sich durch pragmatische 
Kühle und Aufgeschlossenheit gegenüber eher 
marktliberalen Positionen auszeichnen. Dane-
ben haben sich in den letzten Jahren die so ge-
nannten „Netzwerker“ etabliert, die keiner 
poli tischen Strömung mehr zuzuordnen sind, 
aber sehr erfolgreich und machtbewusst Karri-
erenetzwerke knüpfen. Das Problem an den 
Flügeln der Partei besteht heute in ihrer weit-
gehenden Verselbstständigung: Sie haben eige-
ne Büros, Geschäftsführer, Statuten und Kassen 
und spielen bei allen parteiinternen Beschlüs-
sen über Sachfragen und Personen eine ent-
scheidende Rolle. Was nicht vorher zwischen 
den Flügeln ausgehandelt wurde, hat in den 
demokratisch legitimierten Parteigremien kei-
ne Chance auf Durchsetzung. Das ist ein ty-
pisch postdemokratisches Phänomen: Das de-
mokratische Verfahren der Meinungs- und 
Entscheidungsfi ndung funktioniert einwand-
frei, und doch werden die Entscheidungen an 
anderen Orten jenseits von öffentlichem Dis-
kurs und Transparenz getroffen.

– Unterwanderung des Ortsvereinsprinzips
 Ein Beispiel für eine gut gemeinte, aber letzt-

lich problematische Organisationsreform der 
SPD ist die Aufweichung des Ortsvereinsprin-
zips. Früher gehörte man, wenn man in die 
Partei eintrat, dem Ortsverein an, in dessen 
Gebiet man auch wohnte. Das wurde nach ein-
helliger Meinung als nicht mehr zeitgemäß be-
trachtet. Im Zeitalter zunehmender berufl icher 
Mobilität sollte es möglich gemacht werden, 
sich da politisch zu engagieren, wo es gerade 
passt und nicht unbedingt da, wo man wohnt. 
Mit Hilfe einer Statutenänderung wurde das 
Ortsvereinsprinzip gelockert, um mehr Flexibi-

lität in der Parteiarbeit zu ermöglichen. Bei 
entsprechender Begründung darf man nun 
auch in einem anderen Ortsverein mitwirken. 
Von vielen unteren bis mittleren Funktionären 
der Partei wird diese Statutenänderung nun 
auf eigenwillige Weise „kreativ“ gehandhabt, 
ist es doch jetzt möglich, Personalpolitik da-
durch zu betreiben, dass man gezielt Mitglie-
der in bestimmte Ortsvereine schleust, um dort 
bei Abstimmungen die Mehrheitsverhältnisse 
zu beeinfl ussen. Das alteingesessene Mitglied 
freut sich über die vielen neuen Gesichter und 
merkt dann sukzessive, dass bestimmte Perso-
nen nur zum Zweck der Mehrheitsbeschaffung 
anwesend sind. Insbesondere bei wichtigen 
Personalentscheidungen werden gezielt Mehr-
heiten „organisiert“. Die eigentliche Abstim-
mung läuft dann formal korrekt ab, doch ist 
das Ergebnis im Vorfeld arrangiert worden.

Der schlechte Zustand, in dem sich Parteien nach 
außen präsentieren und der sich in normativer 
Orientierungslosigkeit und einer starken Neigung 
zum Taktieren zeigt, resultiert auch (oder viel-
leicht sogar vor allem) aus solchen Praktiken des 
innerparteilichen Machterhalts, welche die freie, 
am Austausch der Argumente und an gesellschaft-
lichen Leitbildern orientierte Meinungsbildung 
blockieren. Die wichtige Impulsfunktion für poli-
tische Willensbildung wird damit stark ge-
schwächt, weil ein Großteil der Energien auf 
Machtkalkül und Positionserhalt gerichtet ist. 
Der Effekt multipliziert sich mit dem Grad an 
programmatischer Unschärfe und sorgt für zu-
nehmenden und sich beschleunigenden Legiti-
mationsverlust der Parteien.

3.1.2. Politik in der pluralistischen 
 Gesellschaft: Funktionsanalyse 
 politischer Parteien

Der kurze Einblick in den Instrumentenkoffer der 
Machtstrategen und Mehrheitsbeschaffer zeigt 
Phänomene und Missstände, die letztlich unüber-
windbar bleiben werden. Denn wo immer es um 
Macht und Einfl uss geht, werden Menschen dazu 
neigen, nach dem je eigenen Vorteil zu trachten 
und dem individuellen Nutzenkalkül Vorrang vor 
der demokratischen Emphase einzuräumen. Das 
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ist der wahre Kern jener realistischen Demokratie-
theorien von Schumpeter bis Luhmann, für die 
Demokratie sich letztlich in den Kategorien von 
checks and balances erschöpft (Schumpeter 1950, 
Luhmann 2000).

Dennoch bleibt es ebenso unumgänglich, 
dass Demokratie im Kern auf der normativen Vor-
stellung gleicher Freiheit und in ihrer Variante als 
soziale Demokratie darüber hinaus auf der Idee 
von Gerechtigkeit als Voraussetzung für Demo-
kratie beruht. Die politischen Parteien sind in die-
sem Zusammenhang und auf Grund ihrer zen-
tralen Rolle im politischen System (siehe oben) 
die wichtigsten Akteure. Und aus diesem Grund 
kann und darf man sie nicht aus der Orientierung 
an den normativen Prinzipien der Demokratie 
entlassen. Das gilt auch für ihre innere Verfasst-
heit, die für das Agieren nach außen prägend ist. 
Wenn die Parteien – nach innen und nach außen 
– dazu übergehen, selbstvergessen und aus-
schließlich ihrer Orientierung an Macht und Ein-
fl uss zu folgen, dann produzieren und verschär-
fen sie  damit die aktuelle Krise der repräsenta -
tiven Demokratie.

Doch allen Krisenrufen zum Trotz sind und 
bleiben die Parteien zentrale Institutionen im 
poli tischen Prozess. Ihre Verfasstheit und ihr Zu-
stand müssen um der Demokratie willen im Fo-
kus der öffentlichen Aufmerksamkeit bleiben. 
Nur wenn sie in guter Verfassung und atmende 
demokratische Organisationen sind, können sie 
ihre Funktionen für die Gesellschaft erfüllen (vgl. 
Alemann 1989, Steffani 1988 u. Embacher 2009). 
Politische Parteien sind (eigentlich und idealty-
pisch)
– Ausdruck politisch-sozialer Ziele und Leitbilder 

in der Gesellschaft (politische Funktion),
– Organisationen der Ausübung demokratischer 

Herrschaft (Herrschaftsfunktion),
– Produzenten und Vermittler der Legitimation 

demokratischer Entscheidungen (Legitima tions-
funktion),

– Karriereorganisationen für politische Akteure 
(Personalisierungsfunktion).

Die Parteien übersetzen weltanschaulich geprägte 
Ideen von Gesellschaft in politische Programme 
(a), üben durch ihre Vertreter in Parlamenten und 
Regierungen politische Herrschaft aus (b), sorgen 
durch öffentliche Diskussion und Kommunika-
tion für die Legitimation des politischen Prozes-
ses (c) und dienen als Karrierenetzwerke für Men-
schen, die sich politisch engagieren und mit ih-
rem Engagement an der Gestaltung des Gemein-
wesens mitwirken wollen (d). Parteien gehen aus 
der Mitte der Gesellschaft hervor, treten in Kon-
kurrenz mit anderen Parteien und wirken ihrer-
seits auf die Gesellschaft zurück (vgl. Alemann 
1989: 1f.).

Die Erfüllung dieser Funktionen ist für jede 
demokratisch verfasste Gesellschaft unabdingbar, 
wenngleich sich im kollektiven Bewusstsein ein 
fast durchweg negatives Bild von Parteien festge-
setzt hat21. Auch die Kritik an den politischen Par-
teien lässt sich anhand der beschriebenen vier 
Funktionen ordnen:
– Politische Funktion: Parteien stünden nicht 

mehr für eindeutige programmatische Ziele 
und seien inhaltlich diffus;

– Herrschaftsfunktion: Sie hätten den Staat für ihre 
eigenen Machtinteressen okkupiert;

– Legitimationsfunktion: Sie machten Politik, die 
kein Mensch verstehe und die gesellschaftlich 
nicht vermittelbar sei;

– Personalisierungsfunktion: Sie seien reine Karrie-
remaschinen, mittels derer eine Art Elitenherr-
schaft errichtet würde.

Ein populäres Beispiel für diese Art der Kritik gab 
1992 der damalige Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker (Von Weizsäcker 1992). Seine Partei-
enkritik bildete einen Kulminationspunkt der 
turnusmäßig wiederkehrenden Debatte um die 
Krise des repräsentativen Systems der Demokratie 
in Deutschland. Weizsäckers Stoßrichtung war 
dabei vor allem eine Kritik der Verselbstständi-
gung des Parteiensystems, das „Machtvergessen-
heit“ und „Machtversessenheit“ erzeuge, ohne 
politische Programmatik noch sonderlich ernst 
zu nehmen. Zweifellos hat Weizsäcker mit seiner 

21 Neuerdings treibt dieser Unmut Blüten, die erkennen lassen, dass die Funktionen der Parteien für die Demokratie offensichtlich nicht 
mehr ohne Weiteres im allgemeinen Bewusstsein präsent sind. So wurde die Aktion einer Juso-Schülergruppe in Potsdam gegen die 
Verbreitung einer rechtsradikalen Schülerzeitung mit dem Hinweis verboten, politische Parteien hätten auf einem Schulhof nichts zu 
suchen. Oder es häufen sich Meldungen, dass Schulleiter den Besuch von Abgeordneten im Politikunterricht von Schulklassen unter 
Verweis auf das Gebot politischer Neutralität der Schule untersagen.
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Kritik wichtige Impulse zu einer für die moderne 
Gesellschaft immer wieder unerlässlichen Selbst-
verständigungsdebatte gegeben (vgl. zur Debatte 
Hofmann/Perger 1992 und Breit 1992). Das Re-
sultat der Debatte fi el jedoch ambivalent aus. Ge-
messen an den funktionalen Aspekten a) - d) kann 
man wie folgt resümieren:
– Politische Funktion: Zweifellos sind die Program-

matiken der politischen Parteien heute nicht 
mehr so eindeutig unterscheidbar wie etwa zu 
Beginn oder Mitte des 20. Jahrhunderts. Die 
deutsche Gesellschaft wird heute von einem 
demokratischen Grundkonsens getragen, der 
noch in der Weimarer Republik nicht vorstell-
bar war. Das führt auf der Ebene der program-
matischen Ausrichtung politischer Parteien zu 
einer gewissen Annäherung. Wenngleich im 
Spektrum zwischen Linkspartei, SPD, Grünen, 
FDP, CDU und CSU nach wie vor signifi kante 
Unterschiede bestehen, stehen doch heute alle 
demokratischen Parteien mehr oder weniger 
für soziale Marktwirtschaft, Demokratie, Parla-
mentarismus, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit. 
Dazu kommt, dass sich im Me dienzeitalter die 
Sprache der Politik weitgehend angeglichen 
hat, so dass der Eindruck programmatischer 
Ununterscheidbarkeit entsteht, obschon es 
von marktliberalen Visionen einer weitgehend 
deregulierten Gesellschaft bis hin zu stark eta-
tistischen Ideen eines paternalistischen Wohl-
fahrtsstaates nach wie vor sehr heterogene 
Vorstellungen von politischer Gestaltung des 
Gemeinwesens gibt. Ein von gestanzten For-
meln geprägter Sprachgebrauch ohne Ecken 
und Kanten erzeugt im Ohr des großen Publi-
kums Eintönigkeit – und oft auch schlicht Lan-
geweile. Akteure, die bereit wären, sich ver-
bindlich dem gesprochenen Wort zu verpfl ich-
ten, sind selten geworden. Man versucht in der 
Regel, inhaltlich fl exibel zu bleiben, weil die 
Festlegung auf bestimmte Positionen Kontro-
versen nach sich ziehen und der Realisierung 
von Machtoption (Satzhülse: „In einer Demo-
kratie müssen alle Parteien miteinander koalie-
ren können.“) im Wege stehen würden.

– Herrschaftsfunktion: Dass Herrschaft dazu ten-
diert, sich selbst zu erhalten, ist so alt wie das 
Phänomen der Herrschaft selbst. Der Vorwurf 

der „Machtvergessenheit“ und „Machtverses-
senheit“, den Weizsäcker in seiner Kritik be-
tont hat, besagt im Kern, dass durch das Herr-
schaftsgebaren der Parteien im Grunde Politik 
in ihr Gegenteil verkehrt wird. Statt poli tische 
Ziele zu formulieren, für die sie sich zur Wahl 
stellen und für die sie einen demokratischen 
Herrschaftsanspruch erheben, sind die Partei-
en mehr und mehr dazu übergegangen, inhalt-
liche Positionierungen nach Opportunitäts-
kriterien vorzunehmen. Erst schaut man in 
den Managementzentralen der Parteien, was 
Wählerinnen und Wähler vermutlich wollen, 
um dann die eigene Politik oder Wahlkampag-
nen danach auszurichten. Diese Tendenz zum 
politischen Opportunismus ist sehr problema-
tisch, weil sie entpolitisierend wirkt und die 
Glaubwürdigkeit von Politik gefährdet. Hierin 
besteht ein erhebliches Defi zit in der gegen-
wärtigen Situation. Eine demokratische Kultur 
der öffentlichen Reversibilität und Lernfähig-
keit kann sich auf der Basis dieser strategischen 
Fixierung nicht entfalten. Ihre Funktion für 
demokratische Herrschaft können Parteien aber 
letztlich nur erfüllen, wenn ihr Herrschaftsan-
spruch mit nachvollziehbaren und vorherseh-
baren politischen Zielen verknüpft ist.

– Legitimationsfunktion: Der Vorwurf, die Partei-
en würden der kommunikativen Funktion der 
Legitimationssicherung für politische Ent-
scheidungen nicht mehr nachkommen, hängt 
mit dem Thema Machtvergessenheit zusam-
men. Wenn man dazu übergeht, Macht um ih-
rer selbst willen zu verteidigen, kommt es zu 
politischen Entscheidungen und Kompromis-
sen, die sehr kompliziert und „normalen“ 
Menschen außerhalb der Politik kaum noch zu 
erklären sind. Andererseits ist die schwierige 
Beschlusslage bei vielen Themen heute auch 
Ausfl uss einer ungeheuren Komplexitätssteige-
rung der Politik, die bei ihren Entscheidungen 
immer mehr Faktoren und Kriterien berück-
sichtigen muss, so dass viele Entscheidungen 
für das Laienpublikum nur noch schwer zu er-
klären sind. Die legitimatorische Bedrohung 
für das repräsentative System liegt also nur 
zum Teil im Verhalten der Parteien begründet. 
Mindestens ebenso schwer wiegt das Komple-
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xitätsproblem. Doch würden klare politische 
Positionen in Verbindung mit offener Kom-
munikation auch hier weiterhelfen, um aus 
der Ecke der Machtvergessenheit herauszufi n-
den.

– Personalisierungsfunktion: Der Vorwurf, Parteien 
seien Karrieremaschinen für Eliten, ist sehr 
 populär. Doch entbehrt die Art und Weise der 
Rekrutierung des politischen Personals bei ge-
nauem Hinsehen der Alternative. Zwar ist es 
richtig, dass der Weg in ein Parlament in 
Deutschland meistens über die Mitgliedschaft 
in einer Partei führt, und das mag talentierten 
politischen Menschen, die nicht in eine Partei 
eintreten wollen, den Weg zu einer politischen 
Laufbahn verstellen. Doch ist die Mitglied-
schaft in allen Parteien andererseits völlig vor-
aussetzungslos. Das heißt: Jeder darf mit-
machen, sich politisch engagieren und – nach 
einer Zeit der Bewährung – für jedes Amt oder 
Mandat kandidieren. Die Verfahren zur Auf-
stellung von Kandidatinnen und Kandidaten 
für öffentliche Ämter sind formal streng demo-
kratisch geregelt, ihre Einhaltung ist rechtlich 
einklagbar. Und so hängt es vom Zustand der 
politischen Kultur ab, wie stark die oben unter 
3.1.1. beschriebenen informellen Machttech-
niken den Modus der Rekrutierung von Perso-
nal beeinfl ussen. Diesbezüglich ist die aktuelle 
Lage allerdings als sehr problematisch einzu-
stufen, da sich in den letzten 10 - 15 Jahren ein 
ganz neuer Politikertypus herausgebildet hat. 
Diesem Typus, den man in allen Parteien an-
trifft, geht es nicht mehr um identifi zierbare 
und mit der Person verknüpfte politische Posi-
tionen, sondern beinahe ausschließlich um die 
eigene vorteilhafte Position im System.

Die Funktionen a) - d) können Parteien nur erfül-
len, wenn ihr interner Zustand gut ist. Und hier 
liegt wie gesehen der Grund für die Krisendebat-
te. Zwar werden die geschilderten Funktionen 
heute leidlich und „irgendwie“ ausgefüllt, doch 
wäre das System der demokratischen Politik heu-
te dringend auf Revisionen angewiesen. In der 
Vitalität der Parteien gründet – zumindest zu ei-
nem guten Teil – die Vitalität der Demokratie.

Parteien als Teil der Bürgergesellschaft

Dass die großen Parteien SPD und CDU über-
haupt in die dargestellte Situation kommen 
konnten, liegt vor allem daran, dass ihre Verwur-
zelung in gesellschaftlichen Gruppen abnimmt, 
was einerseits mit den politisch kaum beeinfl uss-
baren Aufl ösungstendenzen in sozialen Milieus 
zusammenhängt, andererseits aber auf den mas-
senhaft Frust und Ablehnung produzierenden 
marktliberalen Schwenk und die tendenzielle 
Aufkündigung von Grundbedingungen der so-
zialen Marktwirtschaft zurückzuführen ist. Mit 
diesem Verlust an gesellschaftlicher Verwurze-
lung, dieser schleichenden Transformation von 
Parteien zu „Parallelgesellschaften“ oder selbst-
referentiellen Subsystemen, ist vor allem ihre 
Rolle als Teil der Bürgergesellschaft berührt. Par-
teien sind ja nur zu einem Teil staatstragende Or-
ganisationen, an ihrer Basis sind sie zu einem 
wesentlichen Teil bürgergesellschaftliche Zusam-
menschlüsse, in denen sich zahlreiche Menschen 
für gesellschaftliche Ziele und lokale Belange 
engagieren (vgl. Mielke 2005).

Die tendenzielle Schwächung der Rolle der 
Parteien als Teil der Bürgergesellschaft ist das 
eigentliche Problem. Und hier zeigt sich auch der 
Zusammenhang mit der Krise des repräsentativen 
Systems der Demokratie. Es spricht vieles dafür, 
dass es zu einem tiefgreifenden Entfremdungszu-
stand zwischen den politischen Parteien und der 
Gesellschaft gekommen ist. Die Entfremdungser-
scheinungen spiegeln sich nicht nur in der ableh-
nenden Haltung in weiten Bevölkerungsteilen 
wider. Man kann sie auch ablesen an der Rolle der 
Parteien im Prozess der Postdemokratisierung, 
der weiter oben umrissen wurde. Oder man kann 
sie erkennen an der eklatanten Differenz zwi-
schen der Binnenwahrnehmung in Parteien und 
dem Bild, das sie nach außen abgeben. Oder man 
vermag sie in der tiefen Enttäuschung zu erken-
nen, die vor allem die Ostdeutschen dem System 
der Parteien entgegenbringen (vgl. Embacher 
2009, 103ff.). Die genannten Elemente und die 
Haltung eines großen Teils der deutschen Bevöl-
kerung verdichten sich zu einem Syndrom, das 
zu einer ernsten Gefahr für die Demokratie ge-
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worden ist. Zwar ist nicht das System als solches 
gefährdet – die Verfahren laufen einfach weiter. 
Doch die  Vitalität und bürgerschaftliche Empha-
se, auf die jede Demokratie angewiesen ist, sind 
das gefährdete Gut. Und hier liegt die entschei-
dende Verantwortung der politischen Parteien.

Die Antwort auf Krisensymptome des reprä-
sentativen Systems liegt in einem neuen Verhält-
nis von Staat und Bürgergesellschaft. Dabei spie-
len die politischen Parteien eine wesentliche Rol-
le. Sie müssen sich wieder auf ihre Doppelrolle als 
staatstragende Organisationen und als Teile der 
Bürgergesellschaft besinnen. Das Verhältnis von 
Staat und Bürgergesellschaft ist auch ein inner-
parteiliches. Die Parteien bilden das Scharnier 
zwischen beiden Sphären: An ihrer Spitze und in 
ihren politischen Funktionen bilden und reprä-
sentieren sie den Staat, an ihrer Basis und vor Ort 
sind sie Teil der lokalen Bürgergesellschaft.

Bei der politischen Willensbildung des Vol-
kes mitzuwirken bedeutet eben nicht nur, Politik 
aus der Partei in die öffentliche Debatte einzu-
bringen, sondern vor allem auch Beiträge aus der 
Bürgergesellschaft lautverstärkend aufzugreifen 
und Alternativen zu den etablierten (und häufi g 
erfolglosen) Problemlösungsstrategien nicht nur 
zuzulassen, sondern aktiv zu fördern. Das Ver-
hältnis von Staat und Bürgergesellschaft bemisst 
sich also vor allem an der Art und Weise, wie poli-
tische Parteien als Trägerorganisationen der re-
präsentativen Demokratie mit dem Engagement 
umgehen – ob sie es insgeheim als störend ableh-
nen (wie es heute oft der Fall ist), ob sie es für 
 eigene Zwecke ausbeuten (wie es ebenfalls heute 
oft der Fall ist) oder ob sie es tatsächlich im Sinne 
einer lebendigen deliberativen Demokratie aktiv 
fördern wollen.

Unter 1.2. wurde der Wandel vom Ehrenamt 
zum bürgerschaftlichen Engagement als eine Ent-
wicklung beschrieben, die mit dem allgemeinen 
gesellschaftlichen Wandel zusammenhängt. Die 
drei Entwicklungslinien – Verbindung von Solidari-
tät und Selbstverwirklichung, Individualisierung und 
Politisierung von bürgerschaftlichem Engagement – 
stehen für eine gesellschaftliche Bewegung zu 
mehr Demokratie, Partizipation und Selbstbe-

stimmung. Wenn Parteien ihre wichtige Funk tion 
als Teil der Bürgergesellschaft und als Scharnier 
zwischen Staat und Gesellschaft behalten und er-
neuern wollen, dann müssen sie sich entlang die-
ser Entwicklungslinien neu formieren.

Das fängt bei den Organisationsformen und 
Veranstaltungstypen an, die die klassische Partei-
organisation zu bieten hat. Wenn sich das Enga-
gement von Bürgerinnen und Bürgern weg vom 
alten Ehrenamt hin zu projektbezogenen Aktio-
nen mit temporärem Charakter verschoben hat 
– ein bedeutender Trend in der Entwicklung des 
bürgerschaftlichen Engagements –, dann muten 
Parteiapparate, die lebenslange Loyalität und ein 
„Hochdienen“ durch Gremien und Ortsvereine 
fordern, geradezu steinzeithaft unattraktiv an. 
Aber solche Diskussionen um Organisationsfor-
men können nur als ein erstes Element der Er-
neuerung verstanden werden. Sie können nicht 
viel mehr als Voraussetzungen für den eigent-
lichen und dezidiert politischen Prozess der Er-
neuerung sein. Der politische Prozess muss viel 
stärker in Richtung Partizipation auch in den 
„laufenden Geschäften“ der Politik organisiert 
werden. Das funktioniert aber nur, wenn diese 
 Instrumente auch tatsächlich ernst genommen 
werden. Es gilt auch für Parteien der Grundsatz, 
dass, wer sich engagiert, auch mitbestimmen 
will.

Die Bürgergesellschaft stellt das eigentliche 
Fundament eines neuen Gesellschaftsvertrags 
dar.22 In ihr artikuliert sich ein neues staatsbür-
gerliches Selbstverständnis, das den Staat nicht 
länger als allmächtige Entscheidungsinstanz ak-
zeptiert, sondern – ganz im Einklang mit dem 
 Tenor des Grundgesetzes – davon ausgeht, dass 
er der Institution gewordene Ausdruck eines ge-
sellschaftlichen Gesamtwillens zur Freiheit ist. 
Daher ist die Bürgergesellschaft sein Lebenseli-
xier. Ohne ihre Impulse wird der demokratische 
Rechtsstaat zum formalen Verfahren degenerie-
ren. Das Leitbild Bürgergesellschaft speist sich aus 
der Vision einer Erneuerung der sozialen Demo-
kratie durch Engagement und Teilhabe. Und ge-
nau an diesem Punkt müsste vor allem die Partei 
der sozialen Demokratie neu ansetzen.

22 Vgl. dazu Embacher 2009: 125ff. und Embacher/Roth 2010.
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3.2. Zwischen Weltmarkt und Grundsatz -
 debatte – Krise der Gewerkschaften

Auch der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
mit seinen acht Einzelgewerkschaften hat seit 
längerer Zeit mit sinkender Akzeptanz und sin-
kenden Mitgliederzahlen zu kämpfen. Der ge-
werkschaftliche Organisationsgrad in Betrieben 
ist von Mitte der 1990er Jahre bis heute von 30 
auf etwa 20 Prozent aller Beschäftigten gesunken. 
Zwar gibt es keine „Gewerkschaftsverdrossenheit“ 
analog zur Parteienverdrossenheit, doch sind Ak-
zeptanz und gesellschaftliche Anerkennung der 
Gewerkschaften in den letzten Jahren deutlich 
gesunken. Das bedeutet eine Schwächung ge-
werkschaftlicher Kampagnen- und Aktionsmacht 
bei gleichzeitiger Zunahme ökonomischer Macht 
als Resultat von objektiven Globalisierungsten-
denzen sowie einer schon seit über zwei Jahr-
zehnten dominanten marktliberalen Politik. 
Auch hier gilt wie schon bei der Partei der sozia-
len Demokratie: Obwohl die Daseinsberechtigung 
von Gewerkschaften im Niedriglohn- und Leih-
arbeitszeitalter so evident ist wie eh und je, sinkt 
ihre Akzeptanz bei Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern.

Im DGB und seinen Gewerkschaften fragt 
man sich schon seit längerer Zeit, wie man den 
Akzeptanz- und Mitgliederschwund stoppen und 
zu neuer Attraktivität gelangen kann. Bislang 
konnte die Abwärtstendenz insgesamt nicht ge-
stoppt werden. Doch sind funktionierende und 
erfolgreiche Gewerkschaften für die soziale De-
mokratie ebenso wichtig wie Parteien, weshalb 
sie die zweite große gesellschaftliche Organisa-
tionsform sind, deren Überleben von gesamt-
gesellschaftlichem Interesse sein muss.

Der aktuelle Zustand der Gewerkschaften in 
Deutschland kann im Folgenden nur annähe-
rungsweise skizziert werden.23 Der Fokus soll ja 
insgesamt auf die Aspekte Partizipation, Demo-
kratie und Transparenz gerichtet bleiben. Daher 
verstehen sich die folgenden Ausführungen im-
mer mit Blick auf diese Aspekte.

3.2.1. Zum Zustand der Gewerkschaften

Es ist „durchaus denkbar, dass die Gewerkschaf-
ten durch den gegenwärtigen sozioökonomischen 
Umbruch zum Verschwinden gebracht oder in 
eine randständige Existenz gedrängt werden“ 
(Frerichs et al. 2004: 169). Mit dieser Annahme ist 
nicht gesagt, dass die Lage der Gewerkschaften 
dramatisch schlecht sei, sondern lediglich, dass 
sie nicht naturnotwendig ihre jetzige gesellschaft-
liche Bedeutung behalten werden. Oder anders: 
Wenn Gewerkschaften in Deutschland ihre Be-
deutung nicht verlieren wollen, müssen sie sich 
den strukturellen Problemen stellen und genau 
refl ektieren, wie sie ihre für lohnabhängig Be-
schäftigte nach wie vor zentrale Funktion unter-
mauern und für die Zukunft sichern können. Und 
auch hier wird es – wie schon bei den Parteien – 
darauf hinauslaufen, dass eine Erneuerung ohne 
die Beachtung der zentralen Parameter „soziale 
Gerechtigkeit“ und „Partizipation“ nicht erfolg-
reich sein kann.

Der grundlegende Unterschied zwischen der 
Situation der politischen Parteien und der Ge-
werkschaften besteht darin, dass erstere sich zu 
einem erheblichen Anteil selbst depotenziert 
bzw. delegitimiert haben, während letztere be-
sonders stark von externen Faktoren getroffen 
wurden. So ist es ein unumstößliches Faktum, 
dass die sukzessive Globalisierung der Weltwirt-
schaft eine strukturelle Übermacht von Kapital-
interessen gegenüber den Interessen von Beschäf-
tigten erzeugt. Zwar wird der Begriff „Globalisie-
rung“ seitens des neoliberalen Diskurses immer 
wieder dazu missbraucht, im nackten Eigenin-
teresse Schreckensszenarien über den Verlust der 
Wettbewerbsfähigkeit zu zeichnen. Doch lässt 
sich eine Internationalisierung der Organisa-
tionsstrukturen des Kapitals und eine Flucht aus 
national begrenzten Regularien zumindest bei 
den großen und tonangebenden Großbetrieben 
und Konzernen kaum von der Hand weisen. Pro-
duktionsstandorte werden in Billiglohnländer 
verlagert, billige Arbeitskräfte im Inland senken 
die Preise der Ware Arbeitskraft, und das immer 

23 Zur anhaltenden Diskussion über die Lage der Gewerkschaften vgl. etwa Riexinger 2000, Hensche 2003, Klammer/Hoffmann 2003, 
Frerichs et al. 2004, Holst/Aust/Pernicka 2008, Brinkmann/Nachtwey 2010.
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schneller und zügelloser um den Globus fl ottie-
rende Finanzkapital hat sich von einer Kopplung 
an reale Werte und Güter gelöst, so dass hier – mit 
kräftiger Unterstützung durch eine extrem 
marktaffi ne Politik – eine wirtschaftliche Groß-
macht ohne verbindlichen Bezug zur volkswirt-
schaftlichen Realität entstanden ist. Die weltwei-
te Finanzkrise 2008 hat das ganze Ausmaß dieser 
Entwicklung drastisch vor Augen geführt.

Durch diese Prozesse der Auslagerung, Ratio-
nalisierung und radikalen Ausrichtung von wirt-
schaftlichem Handeln am so genannten „Share-
holder Value“ sind die traditionellen Machtquel-
len von Gewerkschaften erheblich in Mitleiden-
schaft gezogen worden. Sie haben strukturelle 
Macht, Organisationsmacht und institutionelle 
Macht in relevantem Ausmaß verloren (Brink-
mann/Nachtwey 2010).
– Die strukturelle Macht der Gewerkschaften lässt 

in dem Maße nach, in dem sich die Stellung 
von Beschäftigten im Produktionsprozess ver-
schlechtert: Nach wie vor gibt es jene „Reser-
vearmee“ von Erwerbslosen, von der schon bei 
Marx die Rede war und die dafür sorgt, dass 
Arbeitsplatzbesitzer bezüglich des Lohns, der 
Arbeitszeit und der Arbeitsbedingungen zu-
nehmend unter Druck geraten. Bei anhalten-
der Massenarbeitslosigkeit und einem gelo-
ckerten Kündigungsschutz verringert sich die 
Neigung von Beschäftigten, sich für bessere 
 Tarife und mehr Mitbestimmung im Betrieb 
einzusetzen, obschon das Engagement für die-
se Ziele in der gegebenen Situation besonders 
wichtig wäre.

– Der Verlust an struktureller Macht zieht einen 
Verlust von Organisationsmacht, also der „Fä-
higkeit zu kollektivem Handeln“ (Brinkmann/
Nachtwey 2010), nach sich. Die Folge ist ein 
immer weiter fortschreitender Mitglieder-
schwund, der in vielen Branchen mittlerweile 
zu einer erheblichen Einschränkung der ge-
werkschaftlichen Handlungsfähigkeit geführt 
hat. Verlust struktureller Macht und Verlust 
von Organisationsmacht bedingen und ver-
stärken einander, so dass in Branchen oder Re-
gionen, wo Gewerkschaften nur schwach ver-
treten sind, die fehlende Organisationsmacht 
nicht als Ansporn zum Engagement der Be-

schäftigten für ihre Interessen wirkt, sondern 
eher zu Apathie und Interesselosigkeit führt.

– Durch das Scheitern der korporativistischen 
Arrangements im Zuge der Internationalisie-
rung der Wirtschaft und durch die Arbeits-
markt- und Sozialpolitik seit der „Agenda 
2010“ wird auf Dauer auch die institutionelle 
Macht der Gewerkschaften geschwächt. Nach 
dem Zerfall des „Bündnisses für Arbeit“ zu Be-
ginn der Regierung Schröder ist der Einfl uss 
der Gewerkschaften auf staatliches Handeln er-
heblich gesunken, eine Tendenz, die sich im 
Zuge der Hartz-Reformen noch verstärkte, da 
mit dem Wechsel der SPD zu einer marktlibera-
len Angebotspolitik die natürliche Bündnis-
partnerin – bis auf Weiteres – verloren ging.

Insgesamt gibt es einen engen Zusammenhang 
zwischen dem Bedeutungsverlust der Gewerk-
schaften und der weitreichenden Durchsetzung 
einer neoliberalen Wirtschaftsideologie und da-
mit verbundener Politik. Der seit etwa zwei Jahr-
zehnten laufende ideologische Großangriff auf 
Errungenschaften wie Sozialstaat, angemessene 
Unternehmensbesteuerung und Regulierung der 
Wirtschaft hat mittlerweile auch in (vormals) lin-
ken Köpfen Bewusstseinstatsachen geschaffen. 
Heute kann man unwidersprochen die marktlibe-
ralen Ideologeme wie Gemeinplätze artikulieren, 
ohne dass man mit ernsthaftem Widerstand zu 
rechnen hätte: Die Rente lässt sich angeblich nur 
durch Verlängerung der Lebensarbeitszeit sichern, 
die sozialen Sicherungssysteme sind angeblich zu 
teuer, wer von Sozialhilfe oder „Hartz IV“ lebt, 
dem geht es angeblich zu gut, Deutschland ist an-
geblich ein Hochlohn- und Hochsteuerland usw. 
Diese und andere marktliberale Gemeinplätze, 
die allesamt bloße Behauptungen mit zumindest 
fragwürdigen Begründungen und Prämissen dar-
stellen, sorgen in toto für eine Schwächung ge-
werkschaftlicher Positionen. Dass Gewerkschaf-
ten umstandslos und mit der guten Aussicht auf 
Zustimmung als Besitzstandswahrer und träge 
 Dinosaurier dargestellt werden können, zeigt die 
objektive Schwierigkeit, mit gewerkschaftlichen 
Anliegen relevant im öffentlichen Diskurs „vor-
zukommen“.

So wurden etwa und werden auch heute Ge-
werkschaften für ihren Widerstand gegen die 
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„Verbetrieblichung der Tarifpolitik“ (Klammer/
Hoffmann 2003) als „Hardliner“ und Unbelehr-
bare gescholten. Den neuen wirtschaftlichen Her-
ausforderungen, so das gängige Argument, könne 
man nicht mehr mit langwierig ausgehandelten 
Flächentarifverträgen beikommen, die Zeiten hät-
ten sich geändert usw. Was als Flexibilisierung ge-
fordert und gefeiert wurde, nämlich das Abwei-
chen von Flächentarifverträgen zugunsten „güns-
tigerer“ Lohntarife vor Ort, bedeutet nicht nur 
für viele Arbeitnehmer Lohneinbußen, sondern 
schränkt auch die Gewerkschaftsmacht erheblich 
ein, da ihr Einfl uss im einzelnen Betrieb sinkt. Die 
Folge ist, dass sich mehr und mehr Beschäftigte 
nicht mehr durch die Gewerkschaften vertreten 
fühlen und ihnen den Rücken kehren. Wenn aber 
Flächentarifverträge ihre Bedeutung verlieren, 
fi nden auch Arbeitgeber schnell heraus, dass sie 
die Gewerkschaften eigentlich nicht mehr brau-
chen. Die Entkopplung der Interessenvertretung 
für Beschäftigte im einzelnen Betrieb von der 
Gesamtinteressenvertretung aller lohnabhängig 
Beschäftigten ist damit vorgezeichnet.

Ein weiteres Problem für die Gewerkschaften 
ist die Ausdifferenzierung ihrer Klientel. Für das 
klassische Normalarbeitsverhältnis (unbefristete 
Vollzeitbeschäftigung) ließen sich seitens der Ge-
werkschaften noch klare Forderungen defi nieren. 
Im Zeitalter der Leiharbeitnehmer, der befristet 
Beschäftigten, der Honorarkräfte und Teilzeit-
beschäftigten ist das nicht mehr so leicht und 
führt ebenfalls zur Schwächung der Verhand-
lungsposition gegenüber dem Arbeitgeberlager. 
Das Zeitalter der prekären Beschäftigung, das seit 
einigen Jahren begonnen zu haben scheint, iso-
liert die Einzelnen im Produktionsprozess und 
sorgt für Entsolidarisierungstendenzen. Bereits in 
den 1980er Jahren wurden diese Tendenzen der 
Aufl ösung der traditionellen Klassen von Pierre 
Bourdieu (und freilich auch anderen) beschrieben 
(Bourdieu 1985). Wenn für jeden Arbeitnehmer 
andere Konditionen gelten (verschiedene Löhne 
von Betrieb zu Betrieb, Unterschiede zwischen 
Festangestellten und Leihbeschäftigten, zwischen 
Unbefristeten und Befristeten usw.), dann fächern 
sich die Klassenunterschiede in einem dreidimen-
sionalen sozialen Raum auf und lassen sich nicht 
mehr „in der Fläche“ defi nieren. Die Klassenge-

sellschaft perpetuiert sich in der Gestalt massiver 
sozialer Ungerechtigkeit, ohne dass die Rede von 
„den Klassen“ noch länger passend wäre. Die 
 Sache selbst erhält sich, während die Sprache da-
für verloren geht. Das gilt erst recht für arbeitneh-
merähnliche Beschäftigung, wie sie in manchen 
Branchen (Grafi k, Internet, PR-Beratung, Erwach-
senenbildung usw.) mittlerweile die Regel ist. 
Während also das Arbeitgeberlager von Flexibi-
lisierung und Deregulierung im Interesse des 
„Standorts“ und guter Geschäfte sprechen kann, 
steht die Gewerkschaftsbewegung mit alternden 
Begriffen von Solidarität und Kampf beiseite und 
wirkt unfl exibel und unbelehrbar, obschon ihre 
Anliegen genauso legitim sind wie zu allen Zeiten 
vorher auch.

Das sind nur wenige Schlagworte, die illus-
trieren sollen, inwiefern die Gewerkschaften ge-
wissermaßen objektiv in die Krise rutschen muss-
ten. Um zu neuen strategischen Optionen zu ge-
langen, gehört es aber natürlich dazu, den Anteil, 
den die Gewerkschaften selbst an ihrem Bedeu-
tungsverlust haben, zu benennen. In dieser Hin-
sicht lässt sich vor allem sagen, dass sie lange Zeit 
eher mit Anpassung auf die neuen Rahmenbedin-
gungen reagiert haben. Die pragmatische Orien-
tierung auf Tarifverhandlungen und das Vertrau-
en in die alten Strukturen des Korporatismus in 
der „Deutschland AG“ hatte Vorrang vor gesell-
schaftspolitischen Zielen und Visionen, in denen 
die neue Lage hinreichend refl ektiert wird. Zu 
lange ging man davon aus, dass die institutionelle 
Macht der Gewerkschaften im Zuge des alten kor-
porativistischen Arrangements zwischen Staat, 
Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften aus-
reichen würde, um auch unter neuen Bedingun-
gen für gute Arbeitsbedingungen und faire Löhne 
zu sorgen. Doch das ist heute nicht mehr der Fall. 
Zwar verfügen die Gewerkschaften nach wie vor 
über Macht, doch ist ihr Einfl uss in dem Maße 
zurückgegangen, wie die Internationalisierung 
der Wirtschaft fortschreitet und staatliche Politik 
sich vorwiegend um die Bedingungen für die Ka-
pitalseite kümmert. Diese Situation erfordert neue 
Strategien zur Förderung solidarischen Handelns. 
Diesbezüglich gibt es für die Gewerkschaften noch 
viel zu tun.
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3.2.2. Sicherung der gesellschaftlichen 
 Machtbalance: Funktionsanalyse der   
 Gewerkschaften

Die Schwächung der Gewerkschaftsbewegung be-
deutet zugleich eine Einschränkung ihrer gesell-
schaftlichen und politischen Funktionen. Diese 
Funktionen sind für die soziale Demokratie von 
erheblicher Bedeutung. Der Staat alleine könnte 
– selbst wenn eine entsprechende Programmatik 
oder Absicht seitens der aktuellen Protagonisten 
zu erkennen wäre – die Durchsetzung gleicher Le-
bensverhältnisse in einem sozialen Rechtsstaat 
nicht alleine durchsetzen. Dazu bedarf es (unter 
anderem) des Engagements und der Macht ge-
werkschaftlicher Organisation, die sich gegenüber 
dem Arbeitgeberlager ganz anders aufstellen kann 
als die letztlich auf Kooperation und Ausgleich 
angewiesene öffentliche Hand. Man muss nicht 
auf Freiligrath zurückgreifen, um an diesen bis-
weilen in Vergessenheit geratenen Zusammen-
hang zu erinnern.

Die gewerkschaftliche Grundfunktion ist die  
„Verminderung der Konkurrenz unter den Anbie-
tern der Ware Arbeitskraft“ (Riexinger 2000). Das 
Kernanliegen aller Arbeitnehmerorganisationen 
war es immer, die Vereinzelung von Arbeitneh-
mern, die in der kapitalistischen Wettbewerbs-
logik lediglich ihre Arbeitskraft als Ware auf dem 
Markt anbieten können, zu überwinden, indem 
sie Interessen an fairen Löhnen und akzeptablen 
Arbeitsbedingungen bündeln und mit der Sank-
tionsmacht der Vielen verbinden. Wo der einzel-
ne Beschäftigte schutzlos den Interessen und der 
 Dominanz der Arbeitgeberseite ausgeliefert ist, 
können die zur Gewerkschaft zusammengeschlos-
senen Vielen dieser Dominanz eine solidarische 
Gegenmacht entgegensetzen. Die gewerk schaft-
liche Gegenmacht war und ist immer auf diese 
Kernfunktion gerichtet gewesen. Daraus  leiten 
sich die
– Funktion der Gewerkschaften als streitbarer 

und gegebenenfalls zum sozialen Kampf bereiter 
Partner von Politik und Unternehmen bei der Re-
gulierung der Arbeitsbeziehungen (Klammer/
Hoffmann 2010) sowie

– ihre Funktion als gesellschaftspolitische Kraft mit 
übergreifenden sozialpolitischen Vorstellungen 
(ebenda)

ab. 
Um diese Funktionen erfüllen zu können, 

müssen die Gewerkschaften folgende Aufgaben 
leisten:
– Sie müssen klare Position in der sozial- und 

 ver teilungspolitischen Debatte beziehen, um für 
das Anliegen fairer Arbeitsbedingungen all ge-
meine Legitimation beanspruchen zu  kön nen. 
Die marktliberale Gegenposition trach tet da-
gegen danach, den gewerkschaftlichen Kampf 
um soziale Anerkennung von Arbeitnehmeran-
sprüchen als Besitzstandswahrung oder Klien-
telpolitik zu desavouieren und damit seine 
 Legitimität zu bestreiten.

– Daher müssen Gewerkschaften, wenn sie nicht 
legitimatorisch ins Hintertreffen geraten wol-
len, immer auch ihre Kernanliegen in der Ar-
beitswelt mit einer gegen marktfi xierte Logik 
gerichteten Ideologiekritik verbinden. Dieser 
 gesellschaftspolitische Ansatzpunkt ist notwen-
dig, um im eigentlichen Ringen um gute Ar-
beitsbedingungen argumentativ bestehen und 
genügend Energie und Engagement mobilisie-
ren zu können. 

– Daraus folgt in den Zeiten der Internationali-
sierung und transnationalen Ausbreitung des 
Kapitals heute ein europäisches bzw. interna-
tionales Selbstverständnis. Gewerkschaften kön-
nen, selbst wenn sie groß wie die IG Metall 
sind, im nationalen Rahmen nur noch einge-
schränkt erfolgreich sein.

– Zudem kommt es für Gewerkschaften heute da-
rauf an, dass sie ihre klassische Klientel auswei-
ten und um Beschäftigte aus Branchen erwei-
tern, die bislang nicht zu den klassischen Mit-
gliedsgruppen gehörten. Die Gründung der 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di war eine 
 logische und folgerichtige Konsequenz aus die-
sem Erfordernis. Denn seitdem ist es potenziell 
(und bislang mit wechselhaftem Erfolg) mög-
lich, Beschäftigte aus für Gewerkschaften 
schwierigen Branchen wie Gebäudereinigung, 
Callcentern, Internet und Kommunikation 
usw. anzusprechen und zu organisieren.



31

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

Dass die Gewerkschaften heute in einer schwieri-
gen Lage sind, liegt vor allem daran, dass ihre Or-
ganisationsmacht abnimmt, was einerseits mit 
den objektiven Veränderungen in der Arbeitswelt 
zusammenhängt, andererseits aber auch auf die 
bislang nur unzureichende Reaktion auf diese Ver-
änderungen zurückzuführen ist. Mit dem Verlust 
an gewerkschaftlicher Macht ist vor allem ihre 
Rolle als legitimer Widerpart einer immer stärker 
werdenden Kapitalmacht berührt.

Diese tendenzielle Schwächung der Gewerk-
schaften als wichtiges und unabdingbares Ele-
ment einer gesamtgesellschaftlichen Machtbalan-
ce ist das eigentliche Problem. Und hier zeigt sich 
auch der Zusammenhang mit der Krise der sozia-
len Demokratie. Es spricht vieles dafür, dass ohne 
starke Gewerkschaften keine gesellschaftlich aus-
gewogene Verteilung von Teilhabechancen mög-
lich ist. Die genannten Krisenmomente der Ge-
werkschaften sind zu einer ernsten Gefahr für die 
soziale Demokratie geworden. Die Handlungsfä-
higkeit von lohnabhängig Beschäftigten, auf die 
jede soziale Demokratie angewiesen ist, erweist 
sich als das gefährdete Gut. Und hier liegt die ent-
scheidende Bedeutung der Gewerkschaften für die 
Gesellschaft.

Unter 1.2. wurde der Wandel vom Ehrenamt 
zum bürgerschaftlichen Engagement als eine Ent-
wicklung beschrieben, die mit dem allgemeinen 
gesellschaftlichen Wandel zusammenhängt. Die 
drei Entwicklungslinien – Verbindung von Solidari-
tät und Selbstverwirklichung, Individualisierung und 
Politisierung von bürgerschaftlichem Engagement – 
stehen für eine gesellschaftliche Bewegung zu 
mehr Demokratie, Partizipation und Selbstbe-
stimmung. Hier gilt für Gewerkschaften dasselbe 
wie für Parteien: Wenn sie ihre wichtige gesamt-
gesellschaftliche Funktion behalten und erneuern 
wollen, dann müssen sie sich entlang dieser Ent-
wicklungslinien neu formieren.

Das berührt – wie bei den Parteien – Organi-
sationsformen und Veranstaltungstypen, die die 
klassische Gewerkschaft zu bieten hat. Wenn sich 
das Engagement weg vom Ehrenamt hin zu pro-
jektbezogenen Aktionen mit temporärem Cha-
rakter verschoben hat, dann muten traditionelle 

Gewerkschaftsapparate wenig attraktiv an. Aber 
solche Diskussionen um Organisationsformen 
können auch hier nicht viel mehr als Vorausset-
zungen für den eigentlichen und dezidiert politi-
schen Prozess der Erneuerung gewerkschaftlicher 
Strategien sein. Der strategische Prozess muss viel 
stärker in Richtung Partizipation und Mitglieder-
orientierung organisiert werden. Den oben be-
schriebenen Tendenzen können Gewerkschaften 
nur erfolgreich entgegentreten, wenn sie es schaf-
fen, eine neue demokratische Dynamik der Mitbe-
stimmung und des Kampfes für „gute Arbeit“ zu 
entfachen. Eine auf Funktionäre ausgerichtete 
bloß mandatorische Strategie von Gewerkschafts-
politik muss darum scheitern und wird auf Dauer 
nicht weiterführen. Das Streben nach guten und 
fairen Bedingungen in der Arbeitswelt kann heute 
seine Energie nicht mehr aus der interessebün-
delnden Kraft homogener Arbeitermi lieus, son-
dern nur noch aus den demokratisch motivierten 
Einstellungen von politisch-ideologisch heteroge-
nen Arbeitnehmern oder Beschäftigten ziehen. 
Diese lassen sich heute nur gewerkschaftlich mo-
tivieren, wenn sie in relevanter Weise mitbestim-
men und gewerkschaftliche Positionen mitgestal-
ten dürfen. Die Frage, wie sich gewerkschaftliche 
Gegenmacht heute erfolgreich gegen Kapitalver-
wertungsinteressen in Stellung bringen lässt, 
hängt intrinsisch mit der demokratischen Ver-
fasstheit gewerkschaftlicher Organisation zusam-
men. Das ist die große Aufgabe, die es heute für 
Gewerkschaften zu bewältigen gilt.

Nun zieht die wiederholt geführte Rede von 
der demokratischen Erneuerung in Parteien und 
Gewerkschaften natürlich die Frage nach sich, 
was genau unter Demokratie eigentlich zu verste-
hen ist. Die These lautet, dass nur vor dem Hinter-
grund eines deliberativen Demokratieverständnisses 
die Grundzüge einer neuen demokratischen Kultur 
sinnvoll formuliert werden können. Der folgende 
 Abschnitt bezieht sich auf diese These und legt die 
Voraussetzungen für die Möglichkeit neuer demo-
kratischer Beteiligungsprozesse dar. Von hier aus 
lassen sich dann neue demokratische Optionen 
entwickeln.
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Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass Demo-
kratie mehr als ein politisches Entscheidungsver-
fahren ist. Neben den institutionell geregelten 
Verfahren – die freilich unabdingbar sind – ist vor 
allem die normative Intuition entscheidend, die 
mit Demokratie verbunden ist. Diese Intuition 
bringt zum Ausdruck, dass es vor dem Hinter-
grund anerkannter politischer und sozialer 
Grundrechte schlechterdings kein Argument ge-
gen das Ideal der demokratischen Selbstbestim-
mung geben kann. Wenn es richtig ist, dass alle 
Menschen qua Geburt Anspruch auf gleiche poli-
tische und soziale Teilhabe an der Gesellschaft 
haben, dann kann daraus nur ein normatives De-
mokratieverständnis folgen – ganz unabhängig 
davon, wie weit es in der politischen Wirklichkeit 
möglicherweise verfehlt wird. Demokratie muss 
nicht nur funktionieren, sie muss auch das Ver-
trauen und den Glauben an die Möglichkeit so-
zialen Fortschritts im Sinne von mehr sozialer 
Gleichheit und Gerechtigkeit ständig erneuern, 
um als eine für alle plausible Herrschaftsform 
 gelten zu dürfen.

Auch unter den komplexen Bedingungen der 
Gegenwart bleibt die Idee, dass Demokratie ein 
Projekt der Selbstbestimmung von menschlicher 
Gemeinschaft ist, für den demokratischen Pro-
zess leitend. Dieses Projekt einer kollektiven An-
eignung des Gemeinwesens versucht sich an der 
Verwirklichung von Freiheit ohne Autorität. Wo 
Willkür war, soll Verständigung herrschen, das ist 
im Kern die Idee. Vorstellungen, in denen Demo-
kratie lediglich als ein rationaler Regelungsme-
chanismus für Sachfragen betrachtet wird, der 
gegenüber anderen Formen der Staatslenkung 
schlicht effi zienter sein soll (vgl. kritisch dazu 
 Habermas 1992, Buchstein/Jörke 2003), vernach-
lässigen jenes zentrale Element der Demokratie, 
das am schwersten zu fassen ist: die demokrati-
sche Emphase und die für das Funktionieren der 

Demokratie notwendige Grundüberzeugung, dass 
diese Herrschaftsform gerechter und deshalb 
 besser ist als andere. Der Zweifel vieler Menschen 
an diesem Zusammenhang von Rechtsförmigkeit 
und Gerechtigkeit, der in aktuellen empirischen 
Befunden aufscheint, ist die wichtigste Erklärung 
für Demokratiedistanz und Politikverdruss. Und 
alle Versuche, die Krise zu meistern, müssen hier 
ansetzen, und Parteien und Gewerkschaften als 
Kerninstitutionen der sozialen Demokratie ste-
hen im Zentrum dieser Versuche.

Die historische Stärke der Idee der Demokra-
tie besteht darin, dass sie das doppelte Verspre-
chen von Gleichheit und Partizipation mit sich 
führt (Jörke 2006: 254). Dass alle Menschen gleich 
seien und jeder das gleiche Recht auf politische 
Teilhabe besitze, ist eine ungebrochen attraktive 
Verheißung. Und jede real existierende Demokra-
tie muss sich an den Postulaten von Gleichheit 
und Partizipation messen lassen.

Nun heißt das normative Ideal der demokra-
tischen Selbstbestimmung zu beschreiben natür-
lich nicht, einer idealistischen Naivität zu folgen. 
Der heute grassierenden Demokratieskepsis kann 
man nicht einfach das simple Bekenntnis zum 
demokratischen Ideal entgegenhalten. Ein we-
sentlicher Grund für Demokratiedistanz und Poli-
tikverdruss besteht ja gerade darin, dass viele 
Menschen angesichts der aktuellen Lage offen-
sichtlich die Verbindung zwischen der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit und dem auf sozialen 
Fortschritt angelegten politischen „Projekt De-
mokratie“ nicht (mehr) sehen und sich deshalb 
z. B. nicht an Wahlen beteiligen oder sich von 
Parteien und Gewerkschaften abwenden. Wenn 
die demokratische Emphase, die Begeisterung für 
Beteiligung und eigenes Engagement und damit 
für die Arbeit in Parteien und Gewerkschaften 
 reaktiviert werden soll, dann muss vor dem Hin-
tergrund aktueller Bedingungen geklärt werden, 

4.  Deliberatives Demokratieverständnis als Voraussetzung für Wandel
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welches Modell von Demokratie als Maßstab gel-
ten soll. Erst der Rekurs auf ein plausibles Demo-
kratieverständnis erlaubt eine Wiederbelebung 
des demokratischen Projekts und eine tiefere Ein-
sicht in die Bedeutung von Partizipation und 
 Demokratisierung.

Demokratie unter Bedingungen 
zunehmender Komplexität

Das Signum des beginnenden 21. Jahrhunderts 
ist die zunehmende Komplexität der Welt. Damit 
geht die Pluralisierung der gesellschaftlichen Le-
benswelten mit einer heute unüberschaubaren 
Vielfalt an Lebensentwürfen und politischen, 
kulturellen und religiösen Einstellungen einher. 
Unter solchen Umständen in einem Gemein-
wesen das integrierende Moment einer gemein-
samen demokratischen Meinungs- und Willens-
bildung zu begründen, ist nicht leicht.

Und doch muss es gelingen: Denn nur vor 
dem Hintergrund einer weitgehenden Pluralisie-
rung von Lebensstilen und Weltsichten darf man 
heute noch nach Formen des Zusammenlebens 
suchen, in denen tatsächlich Freiheit und Ge-
meinsinn in ein befriedetes Verhältnis zueinan-
der treten können, so dass gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt dauerhaft erhalten bleibt. Private 
Autonomie und öffentliche Freiheit bleiben 
wechselseitig aufeinander verwiesen. Das bedeu-
tet konkret, dass der erschreckend hohe Anteil 
von Demokratiedistanzierten und Politikverdros-
senen nur für das demokratische Projekt zurück-
gewonnen werden kann, wenn auch unter den 
Bedingungen von Komplexität und Pluralisie-
rung der Zusammenhang zwischen meinem Le-
ben und dem Zustand des Gemeinwesens (das 
heißt: dem Leben aller anderen) klar wird. Ohne 
die Einsicht in den Zusammenhang von privater 
Freiheit (des Einzelnen) und öffentlicher Freiheit 
(in der Gesellschaft) vermag Demokratie weder 
zu funktionieren noch als Fortschrittsprojekt zu 
 begeistern. Es wäre ja ansonsten nicht einsichtig, 

warum die derzeitigen „Gewinner“ einer Spal-
tung der Gesellschaft in Arm und Reich und in 
Teilhabende und Ausgeschlossene überhaupt 
noch mit den Verlierern einer solchen Entwick-
lung in das schwankende Boot einer demokra-
tischen Meinungs- und Willensbildung steigen 
sollten.24

Wie immer die Lösung lauten mag: Die Kom-
plexität moderner Gesellschaften bedingt eine 
Veränderung der herkömmlichen Begriffe von 
Staat und Gesellschaft. Heute darf man den Staat 
nicht mehr als bloßen Ausdruck gesellschaftli-
cher Einheit betrachten. Der Satz: „Der Staat, das 
sind wir doch alle“, mag rhetorisch nützlich sein, 
um zum Beispiel Solidarität und Zusammenhalt 
zu beschwören. Er unterläuft aber die Komplexi-
tät des modernen Staatswesens. Dieses zeichnet 
sich gerade dadurch aus, dass es eben nicht „wir 
alle“ ist, sondern in abstrakter Weise administra-
tiv handelt und dabei sowohl eine eigene Sprache 
– die Sprache der Verwaltung – schafft als auch 
sich immun macht gegen spontane Regungen 
und Stimmungen aus der Gesellschaft. Insofern 
entsteht durch administratives Handeln das poli-
tische Konstrukt „Staat“, welches unter moder-
nen Bedingungen nicht etwa eine politische Ein-
heit der Gesellschaft zum Ausdruck bringt, son-
dern einen komplexen Mechanismus, einen be-
stimmten Typus politischen Handelns erzeugt. 
Die Differenz zwischen staatlichem Handeln und 
der diffusen politischen Gemengelage in der Ge-
sellschaft erzeugt eine Distanz zwischen der staat-
lichen Ebene und der gesellschaftlichen Lebens-
welt. Der Staat ist nicht der Ausdruck gesellschaft-
licher Einheit, sondern soll einheitliche Rahmen-
bedingungen für die Entwicklung gesellschaftli- 
cher Vielfalt zur Verfügung stellen. Alle Sehn-
süchte nach „starker Politik“ und „Führungsstär-
ke“ müssen an diesem Umstand scheitern. Sie 
scheiden als Lösungswege aus der Krise der De-
mokratie aus, weil sie den Umstand der Komple-
xität und das Faktum der Pluralisierung nicht 
hinreichend berücksichtigen. Die abstrakte Stel-

24 Seit einigen Jahren zeichnet sich eine gefährliche Tendenz der Abschottung so genannter gesellschaftlicher Eliten gegenüber den ande-
ren Bevölkerungsschichten ab. Die Einstellungen von gesellschaftlichen Eliten zum Gleichheitsprinzip und damit zu den Grundlagen 
der Demokratie sind, so scheint es zumindest, bereits teilweise erodiert. Das Gerede von den Unterschichten, die „von Natur aus“ min-
derbegabt und daher zu Recht oder gewissermaßen unvermeidlich marginalisiert seien, steht – so der Eindruck – kurz davor, gesell-
schaftsfähig zu werden. Dies wäre für die Demokratie sehr problematisch.
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lung des Staates zur Gesellschaft stellt hohe An-
forderungen an die Erwartungen des Einzelnen in 
staatliches Handeln, ist aber letztlich unausweich-
lich. Insbesondere für die politischen Parteien, 
bei denen diese Einsicht bislang wenig Raum ge-
griffen hat, bedeutet das, dass sie in anderer als 
gewohnter Weise an der politischen Meinungs-
bildung mitwirken müssten (s. Abschnitt 5.).

Die Folge dieser Einsicht in die Komplexität 
und Pluralität moderner Gesellschaften besteht 
vor allem darin, das Verhältnis von Staat und 
 Gesellschaft nicht so zu verstehen, dass die Ge-
sellschaft in dem Staat ihren Ausdruck fi ndet, 
sondern beide Komponenten, Staat und Gesell-
schaft, als dynamische und ständig veränderbare 
multiple Größen zu betrachten, die sich zueinan-
der in vielschichtige Verhältnisse setzen. Inner-
halb der Gesellschaft gibt es unzählige einzelne 
Perspektiven, Interessen und Organisationsstruk-
turen privater, wirtschaftlicher und bürgergesell-
schaftlicher Art, die sich ergänzen, widersprechen 
oder einfach nebeneinander herlaufen können. 
Der Staat wiederum gliedert sich in verschiedene 
poli tische Gewalten (gesetzgebende, ausführende 
und rechtsprechende Gewalt), unterschiedliche 
Kompetenzebenen (Kommunen, Länder, Bund) 
und zahllose Verwaltungseinheiten und -zustän-
digkeiten.

In dieser dichten Gemengelage kommt es 
praktisch nie vor, dass sich aus der Gesellschaft 
ein einheitlicher Willensstrom bildet, der dann 
den Staat zu einer einheitlichen Politik veran-
lassen würde. Schon das durch turnusmäßige 
Wahlen hervorgerufene (und politisch gewollte) 
Kommen und Gehen von Kommunal-, Landes- 
und Bundesregierungen mit unterschiedlichen 
politischen Ausrichtungen, die sich dann wieder-
um in Körperschaften wie dem Bundesrat oder 
auch dem Städtetag vermischen und wechselsei-
tig strategisch beeinfl ussen, verhindert – zumin-
dest unter den Bedingungen des Verhältniswahl-
rechts – eine einheitliche Richtung oder ein ein-
heitliches Bild von staatlicher Politik. Das löst 
häufi g Unmut und populäre Forderungen nach 
mehr Einheit im staatlichen Handeln aus. Es ist 

heute ein beliebter Grundton in journalistischen 
Kommentaren und politischen Statements ge-
worden, an „den“ Staat oder „die“ Politik zu 
 appellieren, doch bitte endlich zu einheitlichen 
und eindeutigen Beschlusslagen zu kommen. Das 
kommt auch in den bekannten Klagen über „die 
Politik“ und ihre Akteure sehr gut zum Ausdruck 
– eine riesige und bisher kaum refl ektierte Her-
ausforderung für Parteien, die sich für das große 
Publikum immer noch vorwiegend als „Simplifi -
zierer“ und „Wahlversprecher“ entwerfen.

Damit ist eine grobe Skizze der komplexen 
Bedingungen gegeben, unter denen Demokratie 
heute funktionieren muss. Doch für bloßes Funk-
tionieren wird man niemanden begeistern kön-
nen. Das „Projekt Demokratie“ muss nicht nur in 
der Lage sein, unter komplexen Bedingungen 
rechtsstaatlich einwandfreie Entscheidungen zu 
„produzieren“ – das vermag es ja ganz gut. Es 
muss darüber hinaus auch als eine Sache erschei-
nen, für die es sich zu engagieren und zu streiten 
lohnt.

Beratschlagende Demokratie als Modell

Das deliberative Modell der Demokratie trägt dem 
Komplexitätsproblem Rechnung, indem es den 
politischen Prozess selbst als Grundbaustein für 
die demokratische Ordnung betrachtet (vgl. Ha-
bermas 1996: 289ff.).25 Die Freiheit des Einzelnen 
und ein gerechtes Gemeinwesen miteinander in 
Einklang zu bringen bedeutet hier, Demokratie 
zunächst und vor allem als eine Prozedur der 
Meinungs- und Willensbildung zu betrachten, 
die faire und gerechte Verfahren garantiert. Was 
bei den Verfahren der Entscheidungsfi ndung 
 jeweils inhaltlich herauskommt, ist Sache der 
streitenden Parteien und kann nicht von oben 
herab präjudiziert werden. Das Verfahren garan-
tiert die Rückbindung von Beschlüssen an rechts-
staatliche Prinzipien und damit an das Prinzip 
der Volkssouveränität, welches eben nicht nur in 
regelmäßigen Wahlen, sondern im aktiven Enga-
gement der Bürgerinnen und Bürger seinen Aus-
druck fi ndet.

25 Der Begriff Deliberation geht zurück auf das Verb deliberare (lateinisch) – erwägen, beratschlagen, beschließen.
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Das deliberative Modell rechnet mit der re-
gelmäßig auftretenden Situation unvereinbarer 
Positionen unter komplexen pluralistischen Be-
dingungen, in denen jeweils Kompromisse ge-
funden werden müssen. In einer historischen 
S ituation, in der niemand für sich beanspruchen 
darf, die richtige Politik, den richtigen Lösungs-
ansatz unzweifelhaft zu besitzen, hebt es die Be-
deutung von Verständigungsprozessen und Ver-
fahren der Meinungs- und Entscheidungsfi ndung 
hervor. 

Die deliberative Variante des Demokratiever-
ständnisses konzentriert sich ganz auf die Verfah-
rensregeln der Politik, das heißt diejenigen Be-
dingungen für den politischen Prozess, die ver-
nünftige Resultate erwarten lassen. Vernünftig 
heißt hierbei: Das Zustandekommen von Regeln, 
Gesetzen, Vorschriften und Beschlüssen für das 
Zusammenleben in einer Gesellschaft ist so be-
schaffen, dass die Ergebnisse nachvollziehbar und 
anschlussfähig sind. Sie müssen in breiten gesell-
schaftlichen Debatten entstanden sein und für 
weitere Debatten, andere politische Mehrheiten 
und neue Entscheidungen unter neuen Gesichts-
punkten offen bleiben. Es leuchtet unmittelbar 
ein, dass hierin gerade für gesellschaftliche Groß-
organisationen wie Parteien und Gewerkschaften 
ein attraktives Modell zur Erneuerung ihrer Poli-
tik liegt.

Denn dieses Modell deliberativer Politik bie-
tet die Chance, der Politik- und Parteienverdros-
senheit mit einer neuen Kultur der politischen 
Beteiligung zu begegnen. Dazu wäre freilich ein 
radikaler Einstellungswechsel nötig. Die Politik 
der politischen Parteien müsste sich wieder viel 
stärker der Aufgabe bewusst werden, den politi-
schen Prozess als Prozess der öffentlichen Mei-
nungs- und Willensbildung zu sehen. Und Ge-
werkschaften müssten viel stärker an eine Solida-
rität appellieren, die ihre Wurzeln nicht nur in 
den ökonomischen Interessen von lohnabhängig 
Beschäftigten, sondern in einer gesellschaftspoli-
tischen Orientierung sieht.

Allerdings soll hier die Innovationsnotwen-
digkeit nicht an eine Verfallsgeschichte anschlie-
ßen. Es geht nicht um die Wiederbelebung ver-
meintlich verlorengegangener demokratischer 
Tugenden, sondern um eine Neuerfi ndung des 
Politischen selbst. Politik wäre dann neu zu ver-
stehen als kollektiver Aneignungsprozess des Ge-
meinwesens, bei dem sich auch die heute Par-
teifrustrierten und Demokratiedistanzierten der 
Vorstellung öffnen würden, dass die Gestaltung 
von Gesellschaft ihre eigene Angelegenheit ist 
und daher ihr persönliches Engagement einen 
Unterschied macht. Genau an diesem Punkt müs-
sen Parteien und Gewerkschaften – auf je eigene 
Weise – ansetzen, um zu neuen Strategien zu ge-
langen.
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Bis hierher wurde die Frage vorbereitet, welche 
Einstellungs- und damit auch Strategiewechsel 
Parteien und Gewerkschaften benötigen, um den 
Anforderungen an ein – heute alternativloses – 
deliberatives Demokratieverständnis gerecht zu 
werden. Um neue Beteiligungsprozesse zu initiie-
ren und solidarisches Denken und Handeln zu 
fördern, müssen sich Parteien und Gewerkschaf-
ten über ihre jetzigen Handlungsstrategien (oder 
auch über das Fehlen ebensolcher) Rechenschaft 
ablegen, um zu neuen Wegen gelangen zu kön-
nen.

Nun lassen sich die Elemente der Erneuerung 
zusammentragen und resümieren:
– Die Krise der sozialen Demokratie und der Ein-

stellungen zur Demokratie erfordert einen 
Strategiewechsel der gesellschaftlichen Groß-
organisationsformen Partei und Gewerkschaft;

– der Wandel in den individuellen Einstellungen 
von Menschen zum Engagement (Ergänzung 
des Solidaritätsgedankens durch das Bedürfnis 
nach Selbstverwirklichung, Individualisierung 
und Pluralisierung, Partizipation und Selbstbe-
stimmung) erfordert neue Strategien der kol-
lektiven Aktion;

– die notwendige Vitalisierung der Demokratie 
dreht sich um die Kernelemente Partizipation, 
Deliberation, Reformulierung der Sozialen Fra-
ge und „Neuerfi ndung“ des Politischen.
– Partizipation: Die Teilhabe von möglichst 

vielen Mitgliedern ist für den Fortbestand 
von Parteien und Gewerkschaften essentiell.

– Deliberation: Demokratische Politik kann 
heute nur als ein dynamischer und verän-
derlicher Prozess der Deliberation (Berat-
schlagung) aus der Perspektive von Teilneh-
menden verstanden werden und nicht mehr 
als Top-Down-Strategie von Funktionären 
für Mitglieder oder Betroffene.

– Reformulierung der Sozialen Frage: Wenn de-
mokratische Beteiligungsprozesse tatsäch-
lich Wirkung zeigen sollen, dann wird das 
nur möglich sein, wenn neue Strategien 
auch zu einer neuen Politik des Sozialen in 
Parteien (vor allem der SPD) und Gewerk-
schaften führen.

– Neuerfi ndung des Politischen: Die aktuelle 
Lage erfordert nichts weniger als eine Neuer-
fi ndung des Politischen unter den Vorzei-
chen echter demokratischer Beteiligung und 
einer Rückbesinnung auf die Idee der Demo-
kratie als kollektiver Aneignung des Ge-
meinwesens.

Der Strategiewechsel in Parteien und Gewerk-
schaften resultiert aus den vorgenannten Bedin-
gungen, kombiniert mit einer veränderten Aufga-
benstellung, die man wie folgt pointieren kann:

Parteien: Von der Meinungsführerschaft zur 
Meinungsbildung

Demokratische Beteiligungsprozesse lassen sich 
heute nur initiieren, wenn Parteien eine Neuin-
terpretation ihrer politischen Rolle vornehmen. 
Die Mitwirkung an der politischen Meinungsbil-
dung nach Art. 21 GG haben sie jahrzehntelang 
als Inanspruchnahme politischer Meinungsfüh-
rerschaft interpretiert. Diese Interpretation konn-
te nur solange plausibel sein, wie Parteien über 
ideologische Grundpositionen mit korrespondie-
render Verankerung in stabilen sozialen Milieus 
verfügten. Solche Voraussetzungen sind heute 
nicht mehr gegeben. Im gesamten politischen 
Spektrum sind klare weltanschauliche Orientie-
rungen weitgehend verloren gegangen, was kei-
neswegs bedeutet, dass solche Orientierungen 
heute nicht mehr möglich wären. Sie müssten 
nur unter Berücksichtigung der veränderten Be-

5.  Strategische Optionen für Parteien und Gewerkschaften
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dingungen angemessen reformuliert werden. 
Und das bedeutet heute eben eine Neufassung 
der Rolle der Parteien. Sie müssten, statt zu versu-
chen, an der hergebrachten Meinungsführer-
schaft mit daraus abgeleiteter Verkündigungs- 
und Wählerbeglückungspolitik festzuhalten, zur 
Mitwirkung an der politischen Meinungsbildung 
und damit zu ihrem eigentlich im Grundgesetz 
vorgesehenen Auftrag fi nden. Neuerfi ndung des 
Politischen hieße für Parteien, tatsächlich einen 
Schritt zu einer neuen und progressiven Haltung 
für Politik im 21. Jahrhundert zu unternehmen. 
Das würde ihre Attraktivität erheblich steigern 
und sie wieder zu authentischen Orten des Politi-
schen machen.26

Die Aufgabe vor allem der Partei der Sozial-
demokratie ist in dieser Situation eigentlich recht 
klar und auch vom Vorsitzenden Sigmar Gabriel 
auf dem Parteitag in Dresden im November 2009 
bereits deutlich formuliert worden: Es ist eine Re-
vision des neoliberal verformten Sozialstaatsver-
ständnisses nötig. Das bedeutet aber keine Rück-
kehr zur SPD der 70er und 80er Jahre. Es bedeutet 
vielmehr, demokratische Politik aus der Sicht der 
Betroffenen und Leidtragenden zu machen und 
(vor allem!) diese an der Entstehung sozialdemo-
kratischer Politik zu beteiligen. Was früher 
„Schutzmacht der kleinen Leute“ hieß, muss für 
heutige Bedürfnisse übersetzt werden. Der un-
ausweichliche Erneuerungsprozess der SPD muss 
sowohl von der Orientierung am Sozialstaatsge-
danken gekennzeichnet sein als auch von der 
Idee, dass Politik heute nur noch sinnvoll als breit 
angelegter Beteiligungsprozess gelingen kann. 
Das sind die Anforderungen an die Vitalisierung 
der Demokratie (Roland Roth) unter sozialdemo-
kratischen Vorzeichen.

Vor diesem Hintergrund seien hier nur 
schlagwortartig Elemente des demokratischen Er-
neuerungprozesses der Parteien und insbeson dere 
der SPD genannt:
– Auf die Formulierung einer neuen Politik der 

sozialen Gerechtigkeit im Sinne der skizzierten 
Reformulierung der sozialen Frage muss gro-
ßen Wert gelegt werden. Hier gibt es die größ-

ten Defi zite, was die zögerliche und uneindeu-
tige Haltung zur Rente mit 67, zur Revision der 
Hartz-Reformen, zur Steuerpolitik und zur Re-
gulierung der Finanzmärkte sehr gut zeigt.

– Die Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen 
Gruppen – inklusive deren Einbindung in den 
innerparteilichen Meinungsbildungsprozess –  
muss erheblich verstärkt werden. Eine kürzlich 
durchgeführte Ortsvereinsbefragung des SPD-
Parteivorstandes hat gezeigt, dass die Veran-
kerung der SPD in gesellschaftlichen Gruppen 
heute nur noch vergleichsweise schwach aus-
geprägt ist. Die SPD ist ihrer gesellschaftlichen 
Sensoren verlustig gegangen, und dies gilt es 
zu ändern.

– Dazu sind jedoch andere Formen der Beteili-
gung und der Ansprache nötig. Die SPD könn-
te Brücken bauen in die Gesellschaft, indem sie 
ihre Kreisbüros und zumindest Teile ihrer In-
frastruktur bürgerschaftlichen Organisationen 
kostenlos zur Verfügung stellt.

Dies sind freilich nur Richtungsangaben für die 
Refl ektion über neue Politik. Wie und mit wel-
chen Schritten ein Kurs der Erneuerung einge-
schlagen werden könnte, lässt sich nicht in The-
sen und Papieren, sondern nur im Rahmen einer 
neuen politischen Kultur für und in Parteien klä-
ren. Dass diese Kultur nicht allein schon deshalb 
Einzug halten wird, weil sie demokratiepolitisch 
dringend geboten wäre, ist auch evident. Umso 
mehr lohnt der Einsatz dafür.

Gewerkschaften: Vom sozialen Kampf um 
Anerkennung zur Sicherung von sozialen 
Standards

Solidarisches Denken und Handeln lässt sich heu-
te nur fördern, wenn die Gewerkschaften ihre 
Rolle ebenfalls überdenken und vom Kampf um 
Anerkennung sozialer Rechte zum Einsatz für 
eine umfassende Sicherung sozialer Standards ge-
langen. Das eigentliche Problem in der Arbeits-
welt besteht ja heute nicht mehr darin, dass so-
ziale Rechte als solche umstritten wären oder 
 erkämpft werden müssten. Vielmehr sind die 

26 Der starke Zuspruch, den die Partei der Grünen derzeit erfährt, zeugt möglicherweise von einem beginnenden Aufbruch in diese Rich-
tung, das kurzzeitige Hoch der FDP auf dem Weg zur Bundestagswahl 2009 dagegen eindeutig nicht.
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 Errungenschaften, die aus den sozialen Rechten 
folgen, nämlich die sozialen Standards (fairer 
Lohn, gute Arbeitsbedingungen) dasjenige, was 
der Sachzwanglogik der Kapitalverwertung zum 
Opfer zu fallen droht. Die alte Kampfhaltung der 
Gewerkschaften konnte nur solange verfangen, 
wie sie tatsächlich soziale Rechte erstreiten und 
diese mit konkretem sozialen Fortschritt in Form 
von mehr Lohn und besseren Arbeitsbedingun-
gen verbinden konnte. Heute geht es um die 
Siche rung der durch die beschriebenen Entwick-
lungen erneut gefährdeten sozialen Standards. 
Gewerkschaftspolitik müsste unter Berücksichti-
gung der veränderten Bedingungen angemessen 
reformuliert werden. Um den heute stark ausdif-
ferenzierten Lebenslagen und Arbeitszusammen-
hängen von Beschäftigten gerecht zu werden, 
bedarf es einer partizipativ und deliberativ aus-
gerichteten Neujustierung gewerkschaftlicher 
Aufgaben.

Dabei steht eins fest: „Die Gewerkschaften 
sind – trotz mancher Schwächen – nicht die Re-
formbremser und Besitzstandsverteidiger. Sie ha-
ben durchaus zukunftsweisende Konzepte zur 
Weiterentwicklung der Arbeitsmarkt-, Sozial- und 
Tarifpolitik entwickelt; sie werden in der öffentli-
chen Debatte allerdings häufi g ignoriert“ (Klam-
mer/Hoffmann 2003). Die Debatten über angeb-
lich starre Gewerkschaftsapparate, die seit vielen 
Jahren von F.A.Z., SPIEGEL und anderen (so ge-
nannten) Leitmedien erfolgreich am Laufen ge-
halten werden, konnten sich bislang stets auf den 
günstigen Rückenwind einer von neoliberalem 
Denken (Stärkung der Angebotsseite, „fetter“ So-
zialstaat, unfl exible Arbeitnehmer und unwillige 
Erwerbslose) unterstützten Diskursordnung ver-
lassen. Diese Ordnung des Diskurses wird solange 
erfolgreich sein, wie 

a) die neoliberalen Maximen sich weiterhin er-
folgreich im kollektiven Bewusstsein einer um 
normative Orientierung ringenden „spätkapi-
talistischen“ Gesellschaft festsetzen und

b) die Gewerkschaften nicht mehr Druck auf das 
politische System auszuüben vermögen.

Bezüglich (a) zeichnen sich seit der internationa-
len Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise deutliche 
Erosionserscheinungen bei den neoklassischen 
Glaubenssätzen ab. Zumindest ist es – was viele 
Jahre kaum möglich schien – seit einiger Zeit wie-
der möglich, die marktliberale Doktrin ernsthaft 
in Frage zu stellen. Was (b) angeht, so liegt es an 
den Gewerkschaften selbst, zu einer Revitalisie-
rung ihrer Kräfte zu gelangen. Das wird ihnen 
nur gelingen, wenn demokratische Beteiligung 
und echte Partizipationsperspektiven innerge-
werkschaftlich eine deutliche Aufwertung erfah-
ren. Denn die Bereitschaft von lohnabhängig Be-
schäftigten zum sozialen Kampf um Anerken-
nung von Geltungsansprüchen auf fairen Lohn, 
gute Arbeitsbedingungen, ein ausgewogenes Ver-
hältnis von Erwerbsarbeit und freier Zeit etc. 
hängt von den realistischen Erfolgsperspektiven, 
vor allem aber von den Möglichkeiten echter Be-
teiligung am innergewerkschaftlichen Willens-
bildungs- und Entscheidungsprozess ab.

Die strategische Grundüberlegung muss sein, 
dass sich solidarisches Denken und Handeln nur 
zur Sicherung sozialer Standards mobilisieren 
und nutzen lassen, wenn Partizipation und 
 Demokratisierung Leitbildcharakter erhalten. Es 
kommt tatsächlich darauf an „der alten Idee der 
‚Solidarität‘ ein neues Gesicht zu geben“ (Klam-
mer/Hoffmann 2010). Neue strategische Hand-
lungsoptionen müssen hier ansetzen.
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Das strategische Paradigma, das haben die voran-
gegangenen Ausführungen zeigen wollen, muss 
heute „Partizipation und Demokratisierung“ hei-
ßen. Das klingt einfach und ist heute auch durch-
aus in aller Munde. Doch ist es bis zur tatsächli-
chen Etablierung noch ein weiter Weg. Die fol-
genden Handlungsempfehlungen verstehen sich 
nicht als idealistische Zuschreibungen für eine 
durch und durch problematische Praxis, sondern 
als Anregungen für eine im Grunde alternativlose 
Suchbewegung, die vor allem die Organisationen 
der sozialen Demokratie, also SPD und Gewerk-
schaften, dringend unternehmen müssen, um 
auch in Zukunft als relevante gesellschaftliche 
Kräfte wirken zu können.

Doch weder Parteien noch Gewerkschaften 
sind bislang energisch genug an Partizipation 
und Demokratisierung orientiert (was nicht heißt, 
dass nicht einzelne Protagonisten die Zeichen der 
Zeit erkannt hätten). Der Hierarchiegedanke do-
miniert unverändert, „oben“ und „unten“ sind 
nicht das Resultat zeitlich begrenzter demokrati-
scher Legitimationszuschreibung qua demokrati-
schem Wahlakt, sondern als quasi vormoderne 
Kategorien in den Köpfen stabil wie eh und je. 

Die politische Kultur ist in diese Denkungs-
arten eingeübt, kaum ein Gedanke an echte parti-
zipative Erneuerung oder demokratisch motivier-
te Emanzipation ist zu erkennen im normativ er-
nüchterten Alltag der Politik. Der Nachwuchs in 
Parteien und Gewerkschaften lernt als erstes das 
Spiel von Mehrheitsbeschaffung und „Vernet-
zung“. Personen kommen und werden verein-
nahmt, noch ehe sie die Gelegenheit gehabt hät-
ten, eigene Positionen zu entwickeln und tatsäch-
lich frischen Wind in die Organisationen zu brin-
gen.

Worauf es heute ankommt, ist die Erkennt-
nis, dass das alte System zwar noch lebt, aber auf 
Dauer nicht überlebensfähig ist. Es hat keine Zu-

kunft mehr, weil es nur funktionieren konnte, 
solange Parteien und Gewerkschaften ideologisch 
einigermaßen gefestigte Organisationen waren. 
Da diese Voraussetzung heute nicht mehr gege-
ben ist, bedarf es einer Neubesinnung auf Demo-
kratisierung und Partizipation, denn nur im de-
mokratisch organisierten Diskurs unter möglichst 
breiter Beteiligung lassen sich tragfähige neue 
Orientierungen gewinnen. Strategien müssen 
von unten kommen und sich nach oben ausbrei-
ten, nur dann haben sie Aussicht auf Erfolg. Da-
gegen ist bis heute kein plausibles Argument for-
muliert worden. Und auch der Hinweis auf die 
angeblich unverrückbaren Spielregeln der Real-
politik hilft hier nicht weiter. Eine neue demokra-
tische Praxis, die tatsächlich die emanzipatori-
schen Ziele einer Politik des Sozialen und der so-
zialen Demokratie ernst nähme, muss auch neue 
Spielregeln für die Alltagspraxis mit sich bringen.

Die folgenden Handlungsempfehlungen bie-
ten in genau dieser Hinsicht einige Ansätze. Um 
neue Beteiligungsprozesse zu initiieren und soli-
darisches Denken und Handeln zu fördern, be-
darf es eines Abweichens von der bisherigen Pra-
xis, die ja schließlich den gegenwärtigen Zustand 
hervorgerufen hat.

Parteien

Die Handlungsempfehlungen gelten im Grunde 
für alle Parteien, sofern sie sich den im Grundge-
setz niedergelegten Prinzipien der sozialen De-
mokratie verbunden fühlen. In besonderem Maße 
ist jedoch die Partei der sozialen Demokratie 
selbst adressiert:
– Einbindung neuer gesellschaftlicher Gruppen 
 Der Kontakt zu zahlreichen gesellschaftlichen 

Gruppen – genauer: zu den Gruppen, die für 
soziale Demokratie entscheidend sind (prekär 

6.  Handlungsempfehlungen
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Beschäftigte, Leiharbeitnehmer, Erwerbslose, 
sozial Benachteiligte, Arbeiter und einfache 
Angestellte, Alleinerziehende, chronisch Kran-
ke usw.) – ist vor allem in den großen Parteien 
weitgehend verloren gegangen. Eine Ortsver-
einsbefragung der SPD im Sommer 2010 ergab 
eindeutig, dass die früher selbstverständliche 
personelle Verankerung der Partei in der eige-
nen Klientel schwächer geworden ist. Zudem 
ist es nicht im selben Maß gelungen, andere 
Gruppen (kleine Selbstständige, Freiberufl er, 
Patchwork-Familien usw.) neu zu gewinnen. 
Die unteren Gliederungen der Partei sollen 
dazu angeregt werden, ihr jeweiliges soziales 
Umfeld systematisch zu analysieren und für 
die entscheidenden Gruppen Beauftragte oder 
Zuständige zu benennen. Dabei sollen sie von 
ihrem Kreis- oder Landesverband Unterstüt-
zung in Form von Schul ungen und Workshops 
erhalten.

– Neue Formen der Ansprache und der Beteiligung
 Die bisherigen Formen der Beteiligung und der 

Ansprache wirken auf viele Menschen, die neu 
in Parteien kommen oder sich für eine Mitar-
beit interessieren, befremdlich und oft auch 
abstoßend. Die Phase des Eintritts geht oft in 
eine des Austritts über, weil man den Eindruck 
hat, „hier nicht richtig“ zu sein. Zudem sind 
die Mechanismen der Auswahl von Personal 
in informeller Weise extrem vermachtet. Das 
„Provinzfürstentum“ regiert hier nahezu unge-
brochen. Wenn es gelingen soll, den viel be-
klagten Mangel an gutem Personal für Manda-
te und Ämter zu überwinden, ist eine Öffnung 
der Entscheidungsmechanismen nach außen 
unvermeidlich. Die unteren Gliederungen der 
Parteien sollen neue Mechanismen der Anspra-
che und eine neue Willkommenskultur initi-
ieren, die über die Übergabe des Parteibuchs 
hinausreicht. Es muss ein  Neumitgliederbeauf-
tragter vorhanden sein, der Interessenten und 
neue Mitglieder gezielt nach ihren Motivatio-
nen und In teressen befragt und sie gezielt in 
bestehende Projekte einbindet oder zu neuen 
ermutigt.

 Die Aufstellung von Kandidatenlisten für Wah-
len muss nach außen geöffnet werden. Es soll-
ten Vorwahlen nach amerikanischem Vorbild 

stattfi nden, um die nahezu ausschließliche 
Macht der Funktionäre zu brechen. Politik 
wird erst dann wieder politisch, wenn es bei 
der Auswahl von Personen um echte Alternati-
ven und vor allem echte politische Alternati-
ven geht.

– Neuer Politikstil
 Ursächlich für die gegenwärtig geringe Attrak-

tivität von Parteipolitik ist eine über lange Zeit 
eingeübte (Un-)Kultur der „Basta-Politik“ und 
des „Durchregierens“ von oben. Offene Debat-
ten mit Kritik und echten Argumenten kom-
men hier nicht nur nicht vor, sie sind den Pro-
tagonisten nach einer gewissen Zeit der Zuge-
hörigkeit zu diesem hermetischen System gar 
nicht mehr als Möglichkeit vor Augen. Jeder 
kritische Beitrag wird sogleich als „Kampfan-
sage“ und taktisches Manöver verstanden. Eine 
Kultur des demokratischen Streits ist drama-
tisch unterentwickelt. Ein neuer Politikstil und 
eine demokratische Debattenkultur lassen sich 
nicht beschließen, sondern nur einüben. Zur 
Unterstützung für diesen nicht einfachen kol-
lektiven Lernprozess sollten politische Prozesse 
innerhalb von Parteien mit Hilfe externer Ex-
pertise und Diagnose analysiert und kritisch 
refl ektiert werden. So wie in den Parteizentra-
len Wahlkämpfe strategisch ausgewertet wer-
den, müssten wichtige Entscheidungssituatio-
nen kommunikativ ausgewertet werden. Wis-
senschaftlich gestützte Evaluation und Auf-
arbeitung der Parteipraxis sind notwendige 
Elemente der Erneuerung.

– WEB 2.0: Notwendige Partizipation
 Die neuen Medien wurden im Zusammenhang 

mit Barack Obamas Präsidentschaftswahl-
kampf als das neue Allheilmittel gegen Politik-
verdrossenheit gefeiert. Doch im Bundestags-
wahlkampf 2009 zeigte sich sehr deutlich, dass 
WEB 2.0-Formate nur funktionieren, wenn 
man die Interakti vität des Mediums Internet 
tatsächlich ernst nimmt. Die (leider) in der 
SPD-Wahlkampfzentrale („Nordkurve“) geübte 
Praxis, einerseits Blogs, Chats und Foren über 
die Politik der SPD einzurichten, um sie dann 
seitens der Wahlkampfl eitung zu zensieren 
und zu kontrollieren, schreckt sofort alle Neu-
gierigen und Interessierten ab und zerstört 
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massiv Vertrauen. Wer nicht authentisch an 
einem kritischen Diskurs interessiert ist, dem 
sollte man dringend von WEB 2.0-Formaten 
abraten! Wenn Parteien sich jedoch auf die De-
batte mit kritischen, internetaffi nen, oft jun-
gen Wählerinnen und Wählern einlassen wol-
len, dann ist dafür eine geeignete Infrastruktur 
erforderlich. Es braucht Social-Media-Experten 
in Kombination mit journalistisch versierten 
Autoren, die in der Lage sind, sich außerhalb 
der gestanzten und fl oskelhaften Sprache der 
Politik zu bewegen. Und es braucht Arbeits-
strukturen, die in der Lage sind, die Resultate 
des virtuellen Diskurses mit dem politischen 
Handeln der Partei zu verknüpfen.

– Flügel stutzen
 Ein Hemmschuh für die Erneuerung demokra-

tischer Potenziale in Parteien sind ihre Flügel. 
Zwar ist es nicht problematisch, dass es in ei-
ner Partei verschiedene Strömungen und Mei-
nungsschwerpunkte gibt. Schließlich braucht 
der demokratische Meinungsstreit verschiede-
ne Auffassungen und Meinungen, um über-
haupt in Gang zu kommen. Problematisch 
wird es, wenn die Parteifl ügel zu eigenständi-
gen Organisationen, zu Parteien in der Partei 
werden. Sie haben dann eigene Geschäftsstel-
len, Geschäftsführer, Kassen und Programme. 
Sie verstehen sich vordergründig als Karriere-
netzwerke, in denen politische Positionen 
zweitrangig werden. Schließlich haben sie heu-
te eine innerparteiliche Macht erlangt, die an 
den demokratisch legi timierten offi ziellen Gre-
mien vorbeigeht bzw. diese überlagert. Wer 
heute bspw. in der SPD einen regulären Be-
schluss erwirken will, hat keine Chance, auf 
einem Parteitag – dem höchsten beschlussfas-
senden Gremium der Partei – etwas durchzu-
setzen, wenn er nicht vorher mit den Flügeln 
und deren „Sprechern“ verhandelt und seinen 
Preis in Form von Zugeständnissen und Pöst-
chenzusagen gezahlt hat. An genau dieser Stel-
le entsteht demokratie poli tisch das Problem – 
und die Parteien stehen dem bislang tatenlos 
gegenüber. Die Flügel der Parteien als „quasi-
offi zielle“ Subgremien mit Kassen und Ge-
schäftsführern sollen qua Statut untersagt wer-
den.

– Bekenntnis zu linker Reformpolitik
 Wie oben dargelegt, ist die Misere der Parteien, 

vor allem aber der SPD, in erster Linie nicht in 
organisatorischen oder Werbedefi ziten zu su-
chen. Vielmehr handelt es sich beim Attrak-
tivitätsproblem um ein politisches Problem. 
Zehn Millionen Wählerinnen und Wähler we-
niger bei der Bundestagswahl 2010 (verglichen 
mit dem Wahlsieg 1998) zeugen nicht von ei-
ner Aversion gegen Parteistrukturen, sondern 
von einer fehlenden Politik der sozialen Ge-
rechtigkeit. Die soziale Frage ist erst durch das 
Konzept der „Neuen Mitte“ ausgeblendet und 
dann durch die  Agenda-Reformen verschärft 
thematisiert worden – Letzteres allerdings mit 
umgekehrten Vorzeichen: Nicht die Struktur-
krise des Kapitalismus sorgt für soziale Not in-
mitten der reichen Gesellschaft, sondern die 
sozial Benachteiligten müssen sich fragen las-
sen, ob sie nicht für ihre prekäre Lage selbst 
Verantwortung übernehmen sollten. Die 2009 
in Dresden auf dem Parteitag begonnene kriti-
sche Auseinandersetzung mit der eigenen Ar-
beitsmarkt- und Sozialpolitik muss zwingend 
fortgesetzt werden. Unter starker Beteiligung 
der Parteibasis der SPD, die nach wie vor mehr-
heitlich gegen die Agenda-Reformen eingestellt 
ist, muss eine systematische Revision der so ge-
nannten ak tivierenden Sozialstaatspolitik un-
ternommen werden. Dazu sollten eigene Gre-
mien geschaffen und verstetigt werden, die als 
ständiges Ziel die Einbeziehung der Parteibasis 
in Meinungsbildung und Entscheidungsfi n-
dung sichert.

– Netzwerkpartei/Partei als Teil der Bürgergesell-
schaft

 Ein einigermaßen gesicherter Befund besteht 
in der Erkenntnis, dass vor allem die Volkspar-
teien den Kontakt zu weiten Teilen der Bevöl-
kerung verloren haben. Das liegt nicht nur an 
der geschilderten Vernachlässigung einer Poli-
tik des Sozialen  zugunsten wirtschaftsfreund-
licher Angebotspolitik, sondern auch an der 
Aufl ösung der traditionellen sozialen Milieus. 
Für die SPD ist gelegentlich das Konzept der 
Netzwerkpartei formuliert worden. Die Netz-
werkpartei orientiert sich nicht an Milieus, 
sondern an solidarischen Interessenlagen, die 
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in verschiedenen „Soziotopen“ geteilt und un-
terstützt werden können. Entscheidend dabei 
ist, dass Verantwortung und damit auch Macht 
geteilt werden. Netzwerke können letztlich nur 
über demokratische Prozesse organisiert wer-
den. Der Übergang der SPD zur Netzwerkpartei 
sollte durch systematische Verbindungen zur 
Bürgergesellschaft und ihren Assoziationen ge-
sucht werden. Das impliziert auch die Bereit-
schaft, mit bürgergesellschaftlichen Akteuren 
außerhalb der Partei Ressourcen wie Räume 
und  Organisationskraft zu teilen.

– Publizistische Gegenmacht organisieren – linke 
Boulevardpresse

 Ein Hauptproblem bei der Formulierung poli-
tischer Gegenentwürfe zum nach wie vor do-
minanten marktliberalen Paradigma ist die 
Meinungsmacht von Massenmedien und Bou-
levardpresse. Hier gelingt es jederzeit mühelos, 
auf dem Rücken sozial Schwacher und Ausge-
grenzter Stimmungen für Sozialabbau und ge-
gen gesellschaftliche Integration zu erzeugen. 
Vor allem die Partei der Sozialdemokratie sollte 
darüber nachdenken, wie sie mit Hilfe von ge-
eigneten Publikationsstrategien zu einer medi-
alen Gegenmacht fi nden kann. In der Traditi-
on der politischen Auseinandersetzung galt 
der Einfl uss auf Medien und ihre Meinungs-
ströme als entscheidend. Daher wäre zu prü-
fen, ob und wie alternative, aber massentaug-
liche Medienformate entwickelt werden kön-
nen. Der Versuch der SPD, die Parteizeitung 
„Vorwärts“ zu einem gut lesbaren, aber kriti-
schen und massentauglichen Diskursmedium 
zu machen, ist an politischen Interventionen 
aufgrund unliebsamer Berichterstattung ge-
scheitert. Hier sollte ein neuer Versuch der Re-
defi nition von Parteizeitung unternommen 
werden, um dem öffentlichen Delibera tions-
prozess der sozialen Demokratie eine größere 
Wirkung zukommen zu lassen.

Gewerkschaften

– Jugendarbeit
 Gewerkschaften müs sen einen Großteil ihrer 

Anstrengungen gegen den Mitgliederverlust in 
die Gewinnung von jungen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern stecken. In den Be-
trieben muss jede Neueinstellung systematisch 
mit gewerkschaftlichen Angeboten vertraut 
 gemacht werden. Die politische Bildung und 
berufl iche Orientierung in der Schule muss 
auch seitens der Gewerkschaften genutzt wer-
den, um für ihre Anliegen zu werben. Ein 
 erheblicher Teil des Nachwuchsproblems der 
Gewerkschaften dürfte in einer weitgehenden 
Unkenntnis über Daseinsgrund und Aufgabe 
gewerkschaftlicher Organisation liegen.

– Öffentlichkeitsarbeit/Neoliberale Glaubenssätze 
 bekämpfen
 Gewerkschaften sind in den letzten zehn Jah-

ren vor allem politisch-ideologisch in die De-
fensive geraten. Sie gelten als Hemmschuh in 
einem auf Effi zienz und „Shareholder Value“ 
ausgerichteten Wirtschaftssystem. Dabei ist 
his torisch erwiesen, dass langfristig diejenigen 
Unternehmen am erfolgreichsten sind, in de-
nen ernsthafte innerbetriebliche Mitbestim-
mung existiert. Der Anspruch, durch solidari-
sche Strategien der Umverteilung und Mitbe-
stimmung das „bessere“ Wirtschaftssystem zu 
vertreten, muss seitens der Gewerkschaften 
wieder viel stärker betont werden. Die Bekämp-
fung neoliberaler Glaubenssätze muss daher – 
auch zur Bestärkung der eigenen Mitglieder-
schaft – in der  Tagesordnung ganz nach vorne 
gestellt werden. Die neoliberale Logik des 
Shareholder  Value konnte sich nur deshalb 
durchsetzen, weil sie über Jahrzehnte beharr-
lich propagiert wurde. Hier ist es eine der wich-
tigsten Auf gaben organisierter Arbeitnehmer-
macht, für Gegengewichte zu sorgen.
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– Innergewerkschaftliche Mitsprache/Verhältnis von 
Haupt- und Ehrenamt

 Wie Organisationen des Dritten Sektors haben 
Gewerkschaften das Problem, dass sie ohne 
hauptamtliches Personal nicht arbeitsfähig 
und andererseits auf das Engagement von Eh-
renamtlichen und Freiwilligen angewiesen 
sind. Das Zusammenspiel von Haupt- und Eh-
renamt ist daher in der Organisationsentwick-
lung von Gewerkschaften besonders zu beach-
ten. Gewerkschaftszentralen, in denen nur 
hauptamtliche Funktionäre und Referenten ar-
beiten, sind unvermeidlich, aber problema-
tisch. Daher ist die Suche nach Arbeitsstruktu-
ren, die beides miteinander vereinen, für Ge-
werkschaften überlebenswichtig, wenn sie auf 

Dauer glaubwürdig Politik für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer vor Ort machen wol-
len. Die Frage, wie Gewerkschaften zu bündi-
gen Strategien und Stellungnahmen in zentra-
len Fragen gelangen wollen, beantwortet sich 
im Miteinander von Ehrenamt und Haupt-
amt.

Für Handlungsempfehlungen gilt dasselbe wie 
für alle Politik: Sie müssen in einem delibera tiven, 
partizipativen und demokratischen Prozess dis-
kutiert und abgestimmt werden. Erste Vorschläge 
dazu sind – als ein möglicher Beitrag zur Erkun-
dung neuer Wege – an dieser Stelle formuliert 
worden. Die nächsten Schritte müssten in der 
 politischen Praxis erfolgen.
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